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Vorrede. 

Die \Velt hat alle Ursache, der königl. niederländischen Regierung­
besonder_en Dank abzustatten für die Initiative, die sie vor etwas mehr 

als 10 Jahren ergriffen hat, um in staatlichen Konferenzen der Groß­

zahl der europäischen Staaten den Versuch zu machen, gemeinsame" 

Regeln über die aus dem privatrechtlichen Verkehr der Angehörigen 

vers chiedener Staaten hervorgerufenen Kollisionen aufzustellen. Ver­

möge dieser Aktion ist das internationale Privatrecht endlich zum 

Gegenstande eingehender Diskussionen unter Delegierten der euro­

päischen Staaten gelangt. Unzweifelhaft ist der Versuch gelungen,­

ich sage dies, obwohl ich keineswegs mit allen Beschlüssen der ver­

schiedenen Konferenzen einverstanden bin. Das praktische Ergebnis 

muß zurückgeführt werden auf das große Talent des Präsidenten der 

Staatskonferenzen, des hervorragenden Juristen der Niederlande Herrn 

Staatsrat Dr. T. M. C. Asser, und sodann auf die Bereitwilligkeit der 

Staaten, sich gegenseitig Konzessionen zu machen, ohne welche kein 

internationales Werk zustande kommen kann. 

Allein es liegt auf der Hand, daß das internationale Privatrecht 

die Sehnsucht hat, Kollisionsnormen zu schaffen, welche nicht bloß für 

die europäischen Staaten, sondern vielmehr für die ganze zivilisierte 

\Velt Geltung haben. Denn der moderne Verkehr ist an keine"Grenzen 

gebunden: wir sind in eine \Ve1tepoche eingetreten! 

Unter diesen Umständen bereitete es mir ein besonderes Ver­

gnügen, als an mich die Aufforderung des Ausstellungskomitees in 

St. Louis und der American Bar Association herantrat, an der Welt­

ausstellung über die vier bisherigen staatlichen Konferenzen im Haag 

zu reden. Ich nahm die Mission um so lieber an, als ich in der Stellung 

als Delegierter der Schweiz an ihnen mitwirkte und daher in der Lage 

war, direkt über die Sachlage Bericht zu erstatten. Die Tage, die ich 

im Haag 1893, 1894, 1900 und 1904 zubrachte, waren zwar eminent an­

strengend und arbeitsreich, aber sie gehören (wie ich nicht verhehlen 

kann) zu den schönsten Erinnerungen meines Lebens: ich habe den 

festen Glauben an die große Zukunft des internationalen Privatrechts 
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und ich nahm deshalb stets mit Seele und Leib teil an den Beratungen. 

Aus den gleichen Betrachtungen heraus erklärt es sich auch, daß ich 

gerne über die Materie an einem Orte sprach, wo so viele Juristen 

anderer Staaten und speziell auch der neuen vVelt zusammenkamen. 
Denn hier stand ich auf einem Weltkatheder, um den Gedanken zu ver­

treten, daß die Kollisionsnormen der Welt einheitlich sein müssen, 
wenn sie die Kollisionen nicht erzeugen, sondern verhüten sollen. 

Mögen die Ideen, die ich vor einem Weltforum entwickelt habe, 

auf ein fruchtbares Erdreich gefallen sein und mögen sie dem inter­

nationalen Privatrechte neue Freunde zuführen! Möge man aber nament­

lich auch nicht vergessen, daß ein allfälliger Anschluß weiterer Staaten 

an die Haager Konferenzbeschlüsse ernsthafte Studien und methodische 

Arbeiten in den partikulären Gebieten voraussetzt. Ganz besonders 

ist es nötig, daß das internationale Privatrecht an allen größeren 
Universitäten als selbständige Disziplin systematisch gelehrt und 

gelernt werde. Von der Erfüllung dieses Postulates hängt im Grunde 

der wahre Fortschritt auf diesem Gebiete ab. 

Zürich, im Dezember 1904. 

D. V. 



1. 

\Venn man heute von den großen theoretischen Fortschritten 
des internationalen Rechts spricht, so denkt man in der Regel in erster 
Linie an die Friedenskonferenz. Und doch gingen ihr voraus und folgten 
ihr nach solche Konferenzen, die nicllt minder bedeutend sind, die 
aber allerdings die Ordnung des internationalen Privatrechts betreffen, 
- sie bilden den Gegenstand meiner heutigen Rede. 1) Auf die An­
regung der kgl. niederländischen Regierung versammelte sich zunächst 
1893 und 1894 fast ganz Europa im Haag: es nahmen Diplomaten und 
juristische Internationalisten an den Konferenzen teil. An der ersten 
Konferenz waren folgende Staaten vertreten: 

1. das Deutsche Reich, 8. Luxemburg, 
2. Österreich-Ungarn, 9. Niederlande, 
3. Belgien, 10. Portugal, 
4. Dänemark, 11. Rumänien, 
5. Spanien, 12. Rußland, 
6. Frankreich, 13. Schweiz. 
7. Italien, 

An der zweiten Konferenz nahmen auch Schweden und Nor­
wegen teil. Serbien antwortete auf die Einladung nicht, Griechenland 
entschuldigte sein Nichterscheinen. Großbritannien verwies, um seine 
Abwesenheit zu begründen, auf die spezielle Natur des englischen 
Rechts. Im Jahre 1900 nahmen alle erwähnten Staaten wieder an den 
Konferenzen teil. Im Jahre 1904 (Mai und Juni) erschien auch noch 
ein Delegierter des Kaiserreichs Japan; die Tatsache war für einzelne 
Delegierte eine Überraschung! Die VereiniRten Staaten von Amerika 
sowie Süd-Amerika sind bis anhin diesen Konferenzen gänzlich fern 
geblieben. 

Seit Jahrhunderten beschäftigen sich die Juristen mit der Frage~ 
nach welchen Prinzipien ein Streit dann gelöst werden müsse, wenn 

1) Es handelt sich hier um die deutsche vViedergabe der Rede, 
welche ich vor dem vVeltkongresse der Advokaten und Juristen an 
der \Veltausstellung in St. Louis am 29. September 1904 in englischer 
Sprache gehalten habe. 
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zwei oder mehrere Gesetzgebungen auf ihn anwendbar zu sein scheinen: 
die Zweifel treten bei dem großen wechselseitigen Verkehr der An­
gehörigen der Staaten sehr häufig auf. Historisch reicht die Frage 
(wenn wir die römische Zeit hier außer Betracht lassen) 1) schon 
in das frühe europäische Mittelalter zurück und sie fand ihre be­
sondere Behandlung in den italienischen Städten und sodann u. a. 
von Bartolus (1314--1355 oder 1357), sodaß Phillimore mit einer kleinen 
Übertreibung in seinen Commentaries upon internatiollallaw IV 3. ed. p. 19 
-die Arbeit dieses letzteren Juristen als fountain of private international 
jurisprudence zu bezeichnen sich veranlaßt sieht. 2) Später war es 
dann namentlich die sogenannte holländische Schule des XVII. Jahr­
hunderts, welche die Theorie der collisio statutorum kultivierte. Ihr 
Hauptsatz war der, daß im Grunde genommen kein Staat ver­
p fl ich t e t sei, auf auswärtiges Privatrecht Rücksicht zu nehmen und 
<laß er dies eventuell nur tue aus Höflichkeit. Englische und schottische 
Juristen holten im XVII. Jahrhundert vielfach ihre Bildung in den 
Niederlanden, und sie waren es, welche diese Lehre in England in 
Kurs brachten. Da die-englischen Kolonisten das common law ofEng­
land mit nach Amerika nahmen (vergl. dazu Kent, Commentaries on 
American Law I p. 343), ging auch der ganze Komplex der An­
schauungen über das internationale Privatrecht als eine Art Export­
artikel auf dieses Land über. 3) Jedenfalls ist nach der Auffassung der 
hervorragendsten englisch-amerikanischen Schriftsteller die sogen. 

1) Vielleicht werden uns die babylonischen und ägyptischen 
Studien der Neuzeit auch alte Kollisionsnormen zur Kenntnis bringen! 

2) Ich verweise in dieser Beziehung auf mein 1902 in Zürich er­
schienenes HaIJ.dbuch: "Das internationale Zivil- und Handelsrecht auf 
Grund der Theorie, Gesetzgebung und Praxis". Es interessiert viel­
leicht weitere Kreise, wenn ich hier hinzufüge, daß Herr Arthur K. Kulm 
(Mitglied der Bar of N ew York) das zitierte Handbuch in die englische 
Sprache übersetzt hat und daß es (mit Ergänzungen über englisch­
amerikanische Theorie und Praxis) in nicht ferner Zeit publiziert wird. 
Ferner wird das Handbuch in die japanische Sprache übersetzt. 

3) Die Stelle bei Kent ist außerordentlich elegant, wenn er sich über 
das common law in England und Amerika folgendermaßen ausspricht: 
In its improved condition in England, and especially in its improved and 
varied condition in this country, under the benign influence of an 
expanded commerce, of enlightened justice, of republican principles 
and of sound philosophy, the common law has become a code of 
matured ethics to promote and secure the freedom and happiness of 
social life . . .. 1t is the common jurisprudence of the United States 
anel was brought with them as colonists from England and established 
here, so far as it was adapted to our institutions and circumstances. 
It was c1aimed by the congress of the united colonies, in 1774, as a 
branch of those "indubitable rights andliberties to which the respecti\'e 
colonies are entitled". Kent läßt daraufhin einen poetisch verklärten 
Hymnus über den Wert des common la,,, folgen. 
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comitas gentium die Basis für das internationale Privatrecht. Kent 
und Story, Phillimore (der Band IV ist betitelt Private international law 
o r co mit y) und Twiss (Law of nations I § 160) haben dieser Ansicht 
Ausdruck verliehen, wogegen freilich Wharton, Conflict of Laws § 1 
opponierte, und Lorimer fand noch energischere Töne, wenn er in den 
Institutes of the law oi nations I S. 357 sagte: private international 
relations are relations of right on the one hand and duty on the other, 
und wenn er nachher die comitas gentinm "an old woman's fable" 
nennt. Allein trotz dieser energischen Opposition kann und muß man 
sagen, daß die englisch-amerikanische Theorie des internationalen 
Privatrechts an jener gebrechlichen Unterlage leidet. 

Indem die meisten Staaten Europas unter Anführung der Nieder­
lande in gemeinsame Konferenzen über die zweckmäßigste Ordnung 
der mit dem internationalen Privatrechtsverkehr zusammenhängenden 
Fragen eintraten, um bindende Rechtsregeln darüber zu statuieren, 
haben sie der historischen Epoche, daß es sich hier um eine bloße 
Frage der Gefälligkeit oder Liebens'würdlgkeit handle, definitiv den 
Laufpaß gegeben. Darin sind zwei Sätze enthalten: 

1. das auswärtige Privatrecht steht prinzipiell gleichwertig da 
mit dem internen, 

2. es besteht eine Rechtspflicht dafür, daß auswärtiges Privat­
recht immer dann auf ein Rechtsverhältnis angewendet werden 
muß, wenn es demselben unterworfen ist. 

Indem nun die europäischen Staatenkongresse sich regulär 
wiederholten und Lösungen für die Beseitigung der Rechtskollisionen 
aufstellten, haben sie mit Jahrhunderte alten L~hren abgerechnet und 
definitiv abgeschlossen. 
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II. 

\Venn es sich darum handelt, die Hauptfragen der vier Kon­
ferenzen im Haag zu schildern, so dürfte es am richtigsten sein, ihre 
Ergebnisse nur in großen Linien vorzuführen und alles Detail auf der 
Seite zu lassen. Nur über die Art des Vorgehens sind vielleicht noch 
ein paar Bemerkungen gestattet. Schon von der ersten Konferenz an 
galt es ohne jede Diskussion als selbstverständlich, daß die franzö­
sische Sprache als allgemeines Verständigungsmittel verwendet werde, 
und dabei verblieb es. So dann wurden stets von Anfang an Kom­
missionen gebildet, um bestimmte Materien eingehend und in freierer 
Weise zu diskutieren und so dann zu konkreten Lösungen zu gelangen. 
Von 1900 an bestand die ausgezeichnete Praxis, daß die verschiedenen 
Regierungen zu den einzelnen Fragen Stellung nahmen und daß die 
niederländische Regierung die Bemerkungen und Vorschläge mit den­
jenigen der in den Niederlanden bestehenden Spezialkommission für 
dieses Gebiet sammelte und den Regierungen rechtzeitig übermittelte. 
Der jeweilige Präsident der Kommission pflegte auch den Detail­
bericht und die Vorlage an die Gesamtkonferenz auszuarbeiten, -
zuweilen wurde auch ein besonderer Berichterstatter ernannt - die 
Herstellung des "Rapport" ist eine sehr anstrengende Arbeit, und es 
muß dabei naturgemäß speziell an die nie versagende Liebenswürdigkeit 
der französischen Delegierten appelliert werden. l ) Das Referat unter­
liegt zunächst der Prüfung und Diskussion der Kommissionsmitglieder. 
Hernach gelangt die Materie zur Diskussion vor die Gesamtkonferenz, 
und hier können selbstverständlich von allen Delegierten Abänderungs­
anträge gestellt werden. Grundsätzlich finden zwei Lesungen statt. 
In der zweiten handelt es sich in der Regel nur darum, die Redaktion 
zu bereinigen, also nicht darum, die erledigten Fragen noch einmal 
zu diskutieren und darüber abzustimmen. Immerhin gab es auch da 
Ausnahmen, z. B. wenn der Präsident der Konferenz erst in letzter 
Stunde eine neue Kombination zur Ausgleichung bestehender Diffe­
renzen ausfindig machte. Dieser Fall trat freilich selten ein. Staatsrat 
Asser als jeweilig neu ernannter Präsident aller vier Konferenzen war 
so sehr die Seele der ganzen Unternehmung, daß er immer zur 
rechten Zeit einen Ausweg vorzuschlagen das Talent hatte. 

Die bisherigen vier Staatenkonferenzen haben verschiedenartige 
Themata aufgegriffen. 

Die Arbeiten der Staatenkonferenzen sind richtigerweise in drei 
Gruppen einzuteilen; denn sie berühren Gebiete, die prinzipiell aus­
einandergehalten werden müssen, nämlich: 

A. Das i n t ern a t i 0 11 ale Z i v i I pro z e ß r e c h t , 
B. das i n t ern at ion ale Pr i v a t r e c h t, 
C. das i n t ern a t ion ale K 0 11 kur s r e c h t. 

1) Es ist mir ein Bedürfnis hier namentlich auch mit besonderer An­
erkennung des berühmten französischen Internationalisten L. Ren a u 1 t 
zu gedenken, unter dessen Präsidium ich an jeder Konferenz arbeitete_ 
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A. 

Betreffend das internationale Zivilprozeßrecht. 

Es wurde 1899 ein Übereinkommen abgeschlossen zwischen den 
14 Staaten, welche an der 11. Konferenz vertreten waren: es führt elen 
Titel Convention pour etablir des regles communes concernant plu­
sieurs matieres de droit internatbnal prive se rapportant a la pro­
cedure civile. Die Niederlegung der Ratifikationen erfolgte am 
27. April 1899. Die Übereinkunft war auf 5 Jahre abgeschlossen, sie 
dauerte also bis 27. April 1904; da aber kein Staat eine Kündigung 
vornahm, geht nach einer ausdrücklichen Bestimmung die Über­
einkunft bis 27. April 1909 weiter'!) Mit Rücksicht darauf, daß sich in 
der Praxis 'verschiedene Lücken gezeigt hatten, wurde die Frage der 
Revision auf die Tagesordnung der Konferenz von 1904 gesetzt und es 
wurde in der Tat eine neue Konvention ausgearbeitet, die bestimmt 
ist, die alte zu ersetzen; denn es steht ja natürlich den kontrahierenden 
Staaten frei, jederzeit eine neue Konvention abzuschließen. Das gegen­
wärtige Haager Übereinkommen bezieht sich auf folgende Materien: 

a) Die Zustellung der gerichtlichen und außergerichtlichen 
Akten (Kündigungen, Zessionen, Zitationen), 

b) die Frage der Requisitoriale, 
c) die Auslänelerkaution, 
d) das Armenrecht, 
e) die Schuldhaft (contrainte par corps). 

In allen diesen Gebieten wurden Bestimmungen getroffen,. 
welche für den i n t ern a t ion ale n Verkehr wichtig sind, - das 
interne Recht blieb in der Hauptsache unberührt. Auch die Sc h u I d­
ha f t, um darüber ein \Vort hier zu sagen, wurde nicht etwa direkt 
abgeschafft, sonden1 es wurde ausgesprochen, daß sie gegen Fremde 
nur dann angewendet werden könne, wenn sie auch gegen Inländer 
zulässig sei.2) 

1) Die übereinkunft ist französisch und deutsch abgedruclü im 
Anhange zu meiner Schrift: Das internationale Privatrecht und die 
Staatenkonferenzen im Haag. Zürich 1900. VergI. auch C. D. Assel' 
in Report of the twentieth Conference of the international law Asso­
ciation London 1901 p. 299. Der Wortlaut ist dort in englischer Sprache 
S. 305 abgedruckt. Ferner verweise ich auf T. M. C. Assel': La con­
vention de la Haye, du 14. Novembre 1896 relative a la procedure 
civile (1901). 

2) Vergl. dazu Kleinfeller: Über den Einfluß der Konkurs­
eröffnung auf die Personalhaft mit Rücksicht auf Art. 17 des Haager 
Abkommens in Z. für internationales Privat- und öffentliches Recht XIII 
S. 1-11. Die Ausführung in meinem Buche: Das internationale Zivil­
prozeßrecht auf Grund der Theorie, Gesetzgebung und Praxis. Zürich 
1904, S. 30 bedarf hier einer Korrektur. 
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Die Haager Übereinkunft hat im Umkreise ihres Geltungs­
gebietes die Gewährung der Rechtshilfe (im weitesten Sinne) im inter­
nationalen Leben zu einer völkerrechtlichen Pflicht erhoben und die 
Zulässigkeit einer Ablehnung an ganz bestimmte und enge Voraus­
setzungen geknüpft.!) 

Was die Z i tat ion e n angeht, so ist es offenbar ein Gebot der 
Gerechtigkeit dafür zu sorgen, daß sie den betreffenden Personen im 
Auslande auch effektiv zukommen; denn sonst wird der Prozeß auf 
einer bedenklichen Fiktion aufgebaut. 9" ermöge der vertraglich be­
gründeten Zustellungspflicht ist hier schon jetzt eine gewisse Garantie 
für diesen Satz geschaffen. Dagegen ist nicht zu leugnen, daß damit 
die in einzelnen europäischen Staaten bestehende remise au parquet 
(Frankreich, Italien)2) oder die Übergabe der Zitation an die Gerichts­
schreiberei (Österreich) noch nicht beseitigt worden ist. In der Praxis 
haben sich allerdings Zweifel darüber erhoben, ob die in Art. 1 des 
Übereinkommens geordnete Übermittlung gerichtlicher Urkunden mit 
der Übergabe an die internen Behörden oder erst mit der Zustellung an 
den Adressaten erfolge. Indessen wollte die Staatenkonferenz in das 
interne Prozeßrecht nicht eingreifen und in diesem Sinne "wurde das 
Übereinkommen auch mehrfach in den Berichten interpretiert, welche 
zur Einholung der parlamentarischen Sanktion ausgearbeitet worden 
sind. An der IV. Staatenkonferenz wurde nun vollends die Sache 
klargestellt. Belgien stellte geradezu den Antrag, in das Übereil~­
kommen folgenden Satz aufzunehmen: 

La signification ne produit son effet qu'a partir de 
l'accomplissement de ces formalites (d. h. nach deren wirk­
licher Übergabe an den Destinatär). 

Allein die IV. Staatenkonferenz lehnte es ab, so weit zu gehen 
und sie drückte nur den Wunsch aus, daß auf dem vVege der Revision 
der internen Gesetzgebung oder der Staatsverträge das System der 
remise au parquet (und ähnlicher Prozeduren) abgeschafft werde. Ge­
rade hier zeigt sich wieder mit aller Deutlichkeit, wie sehr sich die 
Staatenkonferenz hütete, direkt in die positiye Gesetzgebung der 
einzelnen Staaten einzugreifen: auch ich habe in diesem Sinne yotiert 
und gestimmt, obwohl ich die Existenz jener Systeme lebhaft bedaure. 

Besonders wichtig für die Rechtspflege ist sodann die Bestim­
mung, daß sich die Staaten zur Ausführung yon Re q u i si tor i a I i e n 
ver p fl ich te te n: innerhalb des Gebids der Haager Übereinkunft 
ist hier eine besonders wichtige völkerrechtliche Obligation begründet 
worden und ich füge sofort hinzu, daß sie durch das Revisionsprojekt 
V011 1904 noch verstärkt worden ist lvgl. z. B. Art. 11). Dabei wurde 

l) Dies ist zutreffend auch von C. D. Asser a. a. O. S.301 be­
tont. Vgl. ferner mein Buch "Das internationale Ziyilprozeßrecht. 

2) Vg'l. dazu mein internationales Zivilprozeßrecht S. 182 ff. 
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der Satz aufgenommen, daß das reqmnerte Gericht, wenn es nicht 
oder nicht mehr zuständig ist, den Akt an das wirklich kompetente 
Gericht weitergibt. Und anläßlich der Revision von 1904 wurde noch 
folgender Zusatz gemacht, der sehr wichtig ist (Art. 11): 

L'autorite requerante sera, si elle le demande, informee de la 
date et du lieu OU i1 sera procede a la mesure sollicitee, afin 
que la partie interessee soit en etat d'y assister. 

Die gegenwärtige Übereinkunft hat die Berechtigung die Rechts­
hilfe hinsichtlich der Requisitorialien (und der Übergabe von Akten) 
zu gewähren oder zu verweigern in positiver Weise abgegrenzt, in­
dem sie laut Art. 7 (vergJ. auch Art. 2) nur dann abgelehnt werden 
kann, wenn die Erledigung nach der Auffassung des Staates, auf 
dessen Gebiet sie erfolgen soll, geeignet erscheint, seine Hoheits­
rechte zu verletzen oder seine Sicherheit zu gefährden. Man wollte 
damit die Gewährung der internationalen Rechtshilfe ausweiten. Sie 
kann also allerdings z. B. nicht erzwungen werden, wenn es sich um 
Erhebungen handelt über Dinge, welche der requirierte Staat als 
Staatsgeheimnis ansieht oder welche geheime staatliche Verständi­
gungen betreffen.1) 

Ferner ist wichtig, daß auf Grund des Übereinkommens auf die 
besonderen Rechtsformen des re q u ir i e ren den Staates Rücksicht 
genommen werden dar f (Art. 10). Es gibt Gesetzgebungen, welche 
den Eid ausschließen bei den Parteien, Zeugen, Experten oder welche 
die Anwesenheit der Parteien und ihrer Vertreter bei den Zeugenein­
vernehmungen nicht als statthaft ansehen. In diesen Fällen darf ex 
comitate gentium eine Konzession gemacht werden, sofern der 
requirierende Staat das Begehren stellt, und die Gesetzgebung des 
requirierten Staats das gewünschte Verfahren nicht verbietet. 

Das Haager Übereinkommen hat die Fra g e der K o' s t e n 
für Requisitorialien nicht geordnet, dagegen tat dies das Revisions­
projekt von 1904: es ruht auf dem Grundsatze, daß die Ausführung 
unentgeltlich zu erfolgen habe mit Ausnahme der Zeugen- und Ex­
pertengebühren und derjenigen Kosten, welche durch die Intervention 
eines Beamten (huissier) wegen der zwangsweisen Zitation von Zeugen 
entstehen (Art. 16). vVenn dieses Prinzip angenommen wird, so ist 
damit der Satz 'ausgesprochen, daß die Gewährung der Rechtshilfe 
im weitesten Sinne eine universelle Pflicht· der Völker sei. 

Das Haager ÜbereinkommeI'l hat ferner die Aus I ä 11 der­
kau t ion, die ein Kläger deswegen leisten mußte, weil er ein 
fremder Staatsangehöriger ist oder keinen vVohnsitz im Inlande hat, 
abgeschafft. Hierin liegt meiner Ansicht nach ein sehr bedeutender 
Fortschritt, denn die Kautionen erschweren in ungehührlicher vVeise 

I) Vergl. hinsichtlich der Details auch mein internationales Zivil­
prozeßrecht S. : 5. 
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die Verfolgung subjektiver Rechte. Auf der andern Seite ist eine 
Exekution der Urteile international zugesichert worden, s 0 w e i t sie 
sie hau f die Pro z e ß k 0 s te n be z i ehe n. Bekanntlich ist die 
Frage der Exekution auswärtiger Zivilurteile eine der schwierigsten, 
die es überhaupt geben kann. Sowohl das Institut de droit inter­
national als auch die International Law Association haben sich in 
dieser Beziehung vielfach abgemüht,1) und ihre Verdienste sind dies­
falls sehr hoch zu schätzen. An der Versammlung der International 
Law Association in Rouen 1900 wurde em von Alderson Foote aus­
gearbeiteter Entwurf vorgelegt, der in englischer Sprache im Report 
of the l1il1eteel1th Conference London 1901 p. 196 ff und in franzö­
sischer Sprache p.204 abgedruckt ist .. An diesem Entwurf wurden 
für die Versammlung in GlasgO\.v einige Änderungen vorgeschlagen 
(Report of the twentieth Conference p. 274 ff.). Auch finden sich 
eine Reihe kritischer Bemerkungen darüber im letzterwähnten Report 
p.282-298. 

Die Frage der Exekution der Urteile wurde in der Ver,samm­
lung der International Law Association in Glasgow 1901 wieder dis­
kutiert aber nicht zum Abschlusse gebracht (Report of the twel1tieth 
Conference LOl1don 1901 p. 309-325). 

Die International Law Association gelangte in der neu esten 
Zeit dazu, eine Einigung über die Anerkennung auswärtiger Zivil­
urteile auf Urteile über Geldkondemnationen zu beschränken. Art. I 
des Entwurfs lautet folgendermaßen (Report of the nineteenth Con­
ference London 1901 p. 196 und 197): 

This COllvelltion shall relate to and operate in respect ot 
the following judgments onIy, viz, j ud gm e n t s f 0 r t he 
payment of an ascertained sum of money, 
whether by way of debt, damages or costs, by one person 
to another ... 

In dem Entwurfe von A. Foote findet sich zu Art. I folgende 
Note (Report of the nineteenth Conference London 1901 p. 197): 

It is suggested that there is no practical chance of ob­
taining legislatioll or even agreement, at any rate for the 
present, except by confining the attempt to the simple case 
of a judgment in persollam for an ascertained sum of 
money. 

Gerade die Erfahrungen, welche die beiden 
hervorragenden Gesellschaften über internatio-

1) Ich verweise auf meine Schrift "Geschichte und System des 
internationalen Privatrechts im Grundriß", Leipzig 1892, S. 170 und 171~ 
und ferner auf meine Broschüre "Reflexionen über die Exekution aus­
wärtiger Zivilurteile" (Zürich 1902). 
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nales Recht gemacht haben, liefern den manifesten 
Beweis dafür, daß die Staatenkonferenzen sehr 
klug daran getan haben, sich vorläufig mit dem 
Satze zu begnügen, daß die Kostenurteile von den 
S t a a te n ex e q u i e r t wer den m ü s sen. Der Fortschritt setzt 
in der Welt fast immer an einem bescheidenen Orte an, und wenn sich die 
Sache im kleinen bewährt, kann mit um so größerer Sicherheit auf 
Erfolg auf der begonnenen Bahn weitergeschritten werden. Ich füge 
hinzu, daß die IV. Staatenkonferenz von 1904 sich weiter eingehend 
mit diesem Fragmente der Urteilsexekution beschäftigt hat und daß 
insbesondere die Unentgeltlichkeit der Exekution vereinbart, wurde 
(Art. 18). Im übrigen möchte ich bei dieser Gelegenheit neuerdings 
betonen, daß die ganze Materie früher unrichtig in die Hand ge­
nommen worden ist. Die 0 r d nun g der seI ben k an n r ich -
tigerweise nur dann korrekt erfolgen, wenn gleich­
z e i ti g die F 0 r ave r ein bar t wer d e n.1) 

Endlich enthält das Haager Übereinkommen auch eine Bestim­
mung zug uns t end er Arm e n: auch fremde Staatsangehörige 
sollen ganz so zum Armenrecht zugelassen werden, wie die Ein­
heimischen. Darin liegt nach meiner Ansicht, vom Gesichtspunkt der 
internationalen Humanität, ein Fortschritt. Es gibt Leute, welche 
darunter die Befreiung von Kautionen und das Recht auf unentgeltliche 
Verbeiständigung verstehen. In dieser Beziehung ist namentlich auch 
auf einen Bericht von Coldstream in Edinburgh "The expediency of 
uniformity in the procedure of the costs of civilized countries with 
regard to pauper litigants" zu verweisen und sodann auf International 
Law Association twenty-first Report p. 39. 

1) Ich habe diesen Gedanken weiter ausgeführt in der Bro­
schüre: Reflexionen über die Exekution auswärtiger Zivilurteile. 
Natüdich komme ich darauf im letzten Teile meines Buches, "Das 
internation3.le Zivilprozeßrecht" wieder zurück. 
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B. 

Betreffend das internationale Privatrecht. 

Die Haager Konferenzen haben Vertragsprojekte über die Kol­
lisionen ausgearbeitet, welche sich auf verschiedene Materien des 
Privatrechts beziehen, nämlich: 

a) auf einzelne Gebiete des Fa mi I i e n re c h t s :1) 

a) den Ab s chI u ß der Ehe, 

/1) die Ehe s c h eid u n g , 
y) die B e vor m und u n g der M i n 0 ren n e n. 

Jeder einzelne dieser Gegenstände ist in einer Konvention be­
handelt. Die drei Vertragsprojekte sind von den Parlamenten von 
7 Staaten angenommen worden, und am 1. Juni 1904 wurden, während 
wir zur IV. Konferenz versammelt waren, im Haag die Ratifikations­
urkunden ausgewechse1t 2), nämlich von folgenden Staaten: 

Frankreich, Deutschland, Belgien, Niederlande, Luxemburg, 
Rumänien und Schweden. 

Die andern Staaten haben bis anhin sich noch nicht schlüssig 
gemacht. Doch werden Österreich-Ungarn, Italien und wahrscheinlich 
auch Spanien und Portugal bis Ende 1904 beitreten. Die Schweiz hat 
aus mehrfachen Gründen sich nicht beeilt, die Materie der Bundes­
ver~ammlung vorzulegen. Ein mal wurden ihr die gewünschten 
Konzessionen zugunsten des Domizilrechts in der Materie der Vor­
mundschaft nicht gemacht und s 0 dan n befindet sie sich deswegen 

1) Über die zwei Staatsverträge betreffend den Abschluß der 
Ehe und die Ehescheidung finden sich einige Erläuterungen in dem 
Werke von Leske und Läwenfeld "Die Rechtsverfolgung 1m inter­
nationalen Verkehr", Vierter Band: Das Eherecht der europäischen 
Staaten und ihrer Kolonien. 1904, S. 986-996. 

2) Simeon E. Baldwin faßt diese Verträge zusammen unter der 
Bezeichnung "The new Code of international family law" (Yale law 
Journal June 1903, Seite 487). Dieser Autor befindet sich aber in einem 
Irrtum, wenn er sagt, daß die zitierten Verträge unter den meisten 
Kongrei~staaten am 12. August 1902 in Kraft getreten seien. Er ließ 
sich dabei von der Ansicht leiten, daß die diplomatische Unterzeich­
nung vom 12. Juni 1902 schon die Auswechslung der Ratifikatiol1s­
urkunden enthalte! 
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In einer schwierigen Situation, weil gerade jetzt die Kodifikations­
arbeiten für ein Zi vilgesetzbuch im Vordergrunde stehen.1) 

b) auf die Wirkungen der Ehe bezüglich der 
persönlichen Rechte der Ehegatten und des Güter­
re c h t s. 

Die niederländische Regierung legte in ihrem Projet de Pro­
gramme vom Dezember 1897 einen Entwurf vor betitelt: Dispositions 
concernant les effets du mariage sur les biens des epoux".2) Für die 
IH. Staatenkonferenz war vorgeschlagen worden, die Materie in fol­
gende Teile zu zergliedern: 

A. Les effets du mariage sur l'etat et la capacite de la femme 
(Documents relatifs a la quatrieme Conference 1904 p. 52). 

B. Les effets du mariage sur les biens des epoux (Documents 
p. 64). 

C. Les effets du divorce et de la separation de corps (Docu­
ments p. 80). 

Die IV. Staatenkonferenz arbeitete dann em einheitliches Ver­
ragsprojekt aus betitelt: 

Projet d'une Convention concernant les confiits de lois 
re1atifs aux effets du mariage sur les droits et les de­
voirs des epoux dans leur rapports personneIs et sur les 
biens des epoux. 

Indessen kann ich hier sagen, daß dieses Vertragsprojekt noch 
nicht zur Annahme reif ist: es zeigten sich so außerordentlich viele 
Schwierigkeiten bei der Detai1priifung, daß darüber noch eingehende 
Untersuchungen gepflogen werden müssen. Unter diesen Umständen 
ziehe ich es vor, darüber an diesem Orte nicht weiter zu reden.3) 

c) auf das Erb r e c h t. Schon die 1. Konferenz hatte sich damIt 
beschäftigt in dem vollen Bewußtsein, daß die Vorlage noch nicht als 
definitiv anzusehen sei, wie sich dies aus dem Ingreß ergab (Actes de la 
Conference I. partie), woselbst ein Vorbehalt enthalten war (sous Ia re-

1) Mit Botschaft vom 18. November 1904 legte der schweizerische 
Bundesrat die erwähnten drei Konventionen der Bundesversammlung 
zur Genehmigung vor (Bundesblatt 1904, V., S. 869). - Die drei Kon­
ventionen sind unter den genannten Staaten am 31. Juli 1904 in Kraft 
getreten (Revue de dr. i. D. S. VI p. 517). Die Notiz von Simeon 
E. Balduin "The Hague conference of 1904 for the advancement of 
private international law (Yale Law Journal Nov. 1904) ist nicht ganz 
richtig. 

2) Das Projekt findet sich abgedruckt in meiner Schrift "Das 
internationale Privatrecht und die Staatenkonferenzen im Haag" S. 60 
und 61. 

3) Ich verweise auf meine Schrift: Das internationale Privatrecht 
und die Staatenkonferenzen im Haag, p. 60-67. 
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serve expresse des derogations que chaque Etat pourra juger neces­
saire, au point de vue du droit public DU de l'interet social ... ). Die 
zweite Konferenz beschäftigte sich wiederum mit dem Gegenstand 
(Actes de la deuxieme Conference p. 125), ebenso die dritte Konferenz 
(Actes de la troisieme Conference p. 107). Diese arbeitete einen Ver­
tragsentwurf aus, der betitelt war: 

Proj et d'une Convention pour regler les confiits de lois 
relativement aux successions, aux testaments et aux donations 
a cause de mort. 

Indessen fand diese Konvention bei den beteiligten Staaten 
keine rechte Begeisterung, sodaß die Regierung der Niederlande es 
vorzog, sie den Staaten zur Unterzeichnung nicht zu empfehlen. Auf 
diese Weise erklärt es sich, daß die IV. Konferenz sich neuer­
dings mit dem Gegenstande befaßte auf Grund einer ganzen Reihe 
von Ausstellungen der einzelnen Staaten (Documents relatifs a la 
quatrieme conference 1904 p. 28). Auf der IV. Konferenz zeigte sich 
nun das Bestreben, nur einzelne Fragen des Erbrechts herauszugreifen 
und also keineswegs alle mit dem Erbrecht zusammenhängenden Punkte 
zu ordnen. Insbesondere wurde ausdrücklich erklärt, daß die Kon­
vention nicht ordnen wolle: 

Cf) die Schenkungen, 
fJ) die Erbverträge, 
,,) die erbrechtliche Stellung der juristischen Personen. 

So kommt es, daß der Vertrags entwurf nunmehr den Titel führt: 

Proj et d'une Convention sur le conflit de lois en matiere 
de successions et de testaments. 

Die Konferenz äußerte 1904 speziell folgenden Wunsch: 

Que le Gouvernement des Pays-bas veuille bien, aussitöt 
que possible apres la signature de la Convention sur les 
successions et les testaments, convoquer une nouvelle Con­
ference, qui aurait pour mandat de preparer le protocole 
additionnel vise aPart. 6 § 2 de la dite Conventioll aussi 
que la COllventioll relative a la competence et a la proce­
dure en matiere de successions et de testaments visee a 
Part. 8. 

Der hier zitierte Art. 6 § 2 bezieht sich auf die Spezifikation 
der imperativen oder prohibitiven Normen, deren Anwendung das 
interne Recht auch dann verlangt, wenn im übrigen ein auswärtiges 
Erbrecht anzuwenden ist. Und Art. 8 bestimmt: 

Aussitöt que possible apres la signature de la presente 
Convention, les Etats contractants etabliront d'un commun 
accord les regles concernant la competence et la procedure 
en matiere de successions et de testaments. 

La conventioll contenant ces regles sera ratifiee en meme 
temps que la presente Convention. 
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Die im Haag bezüglich des Privatrechts präparierten Kon­
ventionen berühren das Familien und Erbrecht und es wird passend 
sein, ihre Hau p t g e si c h t s z ü g e kurz anzugeben. 

1. 

Die K 0 n v e n t ion übe r die Ehe. 

Diese Konvention bezieht sich nur auf die Bedingungen über 
die Gültigkeit der Ehe und sie stellt in dieser Beziehung fol­
gende Grundsätze auf, - auch hier konzentriere ich mich auf die 
Hauptsache. 

Article 1. Artikel 1. 

Le droit de contracter mariage 
est regle par la loi nationale 
de chacun des futurs epoux .... 

Das Recht zur Eingehung der 
Ehe bestimmt sich in Ansehung 
eines jeden der Verlobten nach 
dem Gesetze des Staates, dem er 
angehört (Gesetz des Heimat­
staats) .... 

Der Ausgangspunkt für die Beseitigung der Kollisionen ist im 
kontinentalen Europa das nationale Recht immer dann, wenn es sich 
um die Frage des sogenannten Personalstatuts handelt und diese wird 
allerdings praktisch, wenn eine dem Personenrecht angehörende 
Fähigkeit in Diskussion lieg1. Darunter fällt zweifellos die Fähigkeit 
eine Ehe einzugehen. Die Gesetzgebungen der kontinentalen Staaten 
Europas finden, daß der nationale Staat allein in der richtigen Lage 
sei, diejenigen Erfordernisse aufzustellen, welche für den Abschluß 
der Ehe nötig sind. In dieser Beziehung ist von ganz besonderer 
Bedeutung das Alter, das je nach dem Klima wechselt. Daran reihen 
sich aber weitere Gesichtspunkte sozialer und moralischer Ordnung, 
wie namentlich die Ehehinderungsgründe, die mit der Verwandtschaft 
zusammenhängen. In Europa will man mit der maßgeben­
den lex patriae eine Garantie schaffen dafür, daß 
die Ehegatten mit den internen Gesetzen kein Spiel 
treiben können, indem si e einfach sich mom entan 
oder für länger unter eine andere Gesetzgebung 
s tell e n. So erklärt sich Art. 1. 

In dieser prinzipiellen Hauptfrage differiert die englisch-ameri­
kanische Auffassung von der kontinental-europäischen; denn sie stellt 
auf das Gesetz des Domizils, ja sogar des bloßen Aufenthaltsorts ab. 
Und ich muß hinzufügen, daß für solche ehelustige Personf>n, die auf 
dem europäischen Kontinente nicht an ihr Ziel gelangen konnten, 
England ungefähr so das matrimoniale Eldorado wurde, wie s. Z. 
Schottland für Engländer und Engländerinnen, als die Gretnagreen 
marriages eine Rolle spielten. So lange überhaupt die Bedingungen 

2 
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der Gültigkeit der Ehe in andern mehr oder weniger leicht zu er­
langenden Staaten geringer sind, als in einem andem, ist es im Grunde 
wesentlich nur eine Frage des Portemonnaies, ob die Ehe nicht im 
·Widerspruche zu dem nationalen Rechte eingegangen werde. Die 
Haager Konvention will diesem Zustande Inner­
haI b ihr es Ge b i e t e sei n e n R i e gel vor s chi e ben. 

Nun hat sie freilich den Grundsatz etwas gemäßigt, um speziell 
der Schweiz entgegenzulwmmen. Dem erwähnten Grundsatze wurde 
folgender Zusatz angehängt: 

a moins qu'une disposition de 
cette loi ne se n~fere expressement 
a une autre loi. 

soweit nicht eine Vorschrift dieses 
Gesetzes ausdrücklich auf em 
anderes Gesetz verweist. 

Art. 25 des schweizer. Bundesgesetzes über Zivilstand und Ehe 
bestimmt nämlich: 

Sera reconnu comme valable dans toute la Confederation 
le mariage conclu dans les cantons ou 1'1. l'etrang-er, confor­
mement 1'1. Ja IegisJation qui y est en vigueur. 

Und der erwähnte Zusatz in der Konvention enthält eine Konzession, 
welche der Schweiz gemacht worden ist. Ich führte seinerzeit in 
der Eherechtskommis:,ion aus, es bestehe doch kein genügender 
Grund, die Schweiz zu zwingen, das nationale Recht zu respektieren 
in einem Gebiete, in welchem sie so international denke und alle 
Ehen anerkenne, welche im Auslande nach dem dort geltenden 

Rechte abgeschlossen wurden. 

Man sagte sich nun weiter, daß aue h der Ge set z -
gebung des Domizils ein gewisser Einfluß o::in­
ger ä u m t wer den m ü s se, weil sie den Abschluß von Ehen 
nicht unter allen Umständen gestatten könne bloß deswegen, weil 
das nationale Gesetz es zulasse. Die Staatenkonferenz fand, daß der 
Domizilstaat in gewissen besonders hervorstechenden Fällen zu dem 
Eheabschlusso:: keine Haml bieten müsse. Drei Fälle sind in Art. 2 

herausgehoben. Dieser Artil,el lautet folgendermaßen: 

Art i c 1 e 2. 

La loi du lieu de la ceIebration 
peut interdire le mariage des etran­
gers qui serait contraire a ses dis­
positions concernant: 

1. les degres de parente ou 
cl'alliance pour Jesquels il y 
a une prohibition absolue; 

Art i k e I 2. 

Das Gesetz des Ortes der Ehe­
schließung kann die Ehe ,·on Aus­
ländern untersagen, wenn sie ver­
stoßen würde gegen seine Vor­
schriften über: 

1. die Grade der Verwandt­
schaft und Schwägerschaft, 
für die ein absolutes Ehe­
verbot besteht; 



2. la prohibition absolue de se 
mari er, edictee contre les 
coupables de l'adultere a 
raison duquel le mariage de 
l'un d'eux a ete dissous ; 

3. la prohibition absolue de se 
marier, edictee contre des 
personnes condamnees pour 
avoir de concert attente a la 
vie du conjoint de l'une 
d'elles. 
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2. das absolute Verbot der 
Eheschließung zwischen den 
des Ehebruchs Schuldigen, 
"wenn auf Grund dieses Ehe­
bruchs die Ehe eines von 
ihnen aufgelöst worden ist; 

3. das absolute Verbot der 
Eheschließung" zwischenPer­
sonen, die wegen gemein­
samer Nachstellung nach 
dem Leben des Ehegatten 
eines von ihnen verurteilt 
worden sind. 

Immerhin wurde dann weiter bestimmt: 

Le mariage celebre contraire­
ment a une des prohibitions men­
tionnees ci-dessus ne sera pas 
frappe de nullite, pourvu qu'il soit 
valable d'apres la loi indiquee par 
l'article 1 er. 

Ferner ist hinzuweisen auf: 

Art i cl e 3. 

La loi du li eu de la celebration 
peut permettre le mariage des 
etrangers nonobstant les prohibi­
tions de la loi indiquee par l'article 
1 <:r, lorsque ces prohibitions sont 
exclusivement fondees sur des 
motifs d'ordre religieux. 

Les autres Etats ont le droit de 
ne pas reconnaitre comme valable 
le mariage celebre dans ces cir­
constances. 

Ist die Ehe ungeachtet eines 
der vorstehend aufgeführten Ver­
bote geschlossen, so kann sie nicht 
als nichtig behandelt werden, falls 
sie nach dem im Artikel 1 bezeich­
neten Gesetze gültig ist. 

Art i k e I 3. 

Das Gesetz des Ortes der Ehe­
schließung kann ungeachtet der 
Verbote des im Artikel 1 bezeich­
neten Gesetzes die Ehe von Aus­
ländern gestatten, wenn diese Ver­
bote ausschließ~ich auf Gründen 
religiöser Natur beruhen. 

Die anderen Staaten sind be­
rechtigt, einer unter solchen Um­
ständen geschlossenen Ehe die 
Anerkennung als einer gültigen 
Ehe zu versagen. 

Die Konferenz hat hier den Einfluß des nationalen l(echts zu­
gunsten der Ehefreiheit temperiert. Wenn das nationale Recht aus 
religiösen Gründen die Ehe z. R zwischen Christen und Juden verbietet, 
so ist ein anderer Staat nicht verpflichtet den Eheabschluß zu ver­
weigern. Dies wäre eine Versündigung gegen das große Prinzip der 
Freiheit, und ich stellte in der Kommission seinerzeit den Antrag, das 
letztere zu respektieren, und ich siegte ob (Acte de la troisieme Con­
ference 1900 p. 174). Die Korrektur dieses Satzes liegt darin, daß die 
anderen Staaten (abgesehen von dem Staate der lex loci celebrationis) 
eine solche Ehe als ungültig ansehen k ö n 11 e n. 

2* 
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Ich will noch eme Bestimmung herausheben, nämlich: 

Art i cl e 5. 

Sera reconnu partout comme 
vaJable, quant alaforme,lemariage 
celebre suivant la lai du pays Olt 
il a eu lien. 

11 est toutefois entendu que les 
pays dont la legislation exige une 
celebration religieuse, pourront ne 
pas reconnaitre comme valables 
les mariages contractes par leurs 
nationaux a l'etranger sans que 
<:ette prescription ait ete observee. 

Les dispositiomi de la loi natio­
nale, en matiere de publications, 
devront etre respectees; mais le 
defaut de ces publications ne 
pourra pas entrainer la nullite du 
mariage dans les pays autres que 
celui dont la lai aurait ete violee. 

Une copie authelltique de l'acte 
de mariage sera transmise aux au­
torites du pays de chacun des 
epoux. 

Art i k el 5. 

In Ansehung- der Form ist die 
Ehe überall als gültig anzuer­
kennen, wenn die Eheschließung 
dem Gesetze des Landes, in wel­
chem sie erfolgt ist, entspricht. 

Doch brauchen die Länder, 
deren Gesetzgebung eine religiöse 
Trauung vorschreibt, die von ihren 
Angehörigen unterNichtbeachtung 
dieser Vorschrift im Ausland ein­
gegangenen Ehen nlcht als gültig 
anzuerkennen. 

Die Vorschriften des Gesetzes 
des Heimatstaates über das Auf­
gebot müssen beachtet werden; 
doch kann das Unterlassen dieses 
Aufgebots die Nichtigkeit der 
Ehe nur in dem Lande zur Folge 
haben, dessen Gesetz übertreten 
worden ist. 

Eine beglaubigte Abschrift der 
Eheschließungsurkunde ist den 
Behörden des Heimatlandes eines 
j eden der Ehegatten zu über­
senden. 

Die bekannte Rechtsregel lous regit actum hat auch hier ihre 
Geltung. Allein auf Begehren Rußlands haben wir eine Modifilmtion 
eintreten lassen, weil dieser Staat nur solche Ehen anerkennt, die 
kirchlich eingesegnet sind. Deswegen werden orthodoxe Russen, die in 
der Schweiz heiraten, stets darauf hingewiesen, sich nach der Ziviltrauung 
noch in der russischen Kirche in Genf einsegnen zu lassen. Rußland 
ist nach Art. 5 berechtigt, Ehen, die im Auslande nicht kirchlich voll­
zogen worden sind, ins ein em T er r i tor i u m als ungültig zu er­
klären. Allein diese Konzession ging Rußland nicht weit genug und 
es trat dem Vertrage nicht bei; es erhob die Prätention, daß Ehen 
von Russen, die im Auslande nach der daselbst bestehenden Form der 
Ziviltrauüng abgeschlossen werden, übe r all als ungültig angesehen 
werden. Diese ungemessene Herrschaft der lex patriae konnten wir 
nicht gutheißen. Rußland ist nun der fraglichen Konvention nicht bei­
getreten, sodaß das ihm erwiesene Entgegenkommen nutzlos war. 
Dieser Vorgang beweist, daß man unter Umständen einem Staate 
gegenüber auch zu liebens'würdig sein kann! 
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2. 

Die K 0 n v e nt ion übe r die Ehe s c h eid u n g. 

Die Ordnung der Ehescheidung auf dem internationalen Boden 
war ebenso wichtig wie die der Ehebegründung, - ich beantragte 
schon an der ersten Konferenz (Actes 1893 p. 71), daß auch diese 
Materie auf die Traktandenliste gesetzt werde. Ich greife hier zwei 
Fragen heraus. 

1. Eine prinzipielle Lösung zu finden war hier sehr sclnver an­
gesichts der Tatsache, daß die Gesetzgebungen über die Ehescheidung 
in der Welt sehr differieren, daß ganz besonders einzelne katholische 
Staaten für die katholischen Angehörigen (Österreich, Italien, Spanien, 
Portugal) nur die separation de corps und nicht die definitive Scheidung 
kennen, daß andere nur die letztere zulassen, daß einzelne Gesetz­
gebungen viele Ehescheidungsgründe aufführen, andere aber diesfalls 
sehr karg verfahren (England, Nordamerika). Nun. hatte das Institut 
de "droit international in seinem. "Reglement des conflits de lois en 
matiere de mariage et de divorce" 1) folgende Bestimmungen vor­
geschlagen: 

Art. 17. La question de savoir si un divorce est legale­
ment admissible ou non depend de la loi nationale des 
epoux. 

Art. 18. Si le divorce est admis en principe par la loi 
nationale, les eauses qui le motivent doivent etre eelles de la 
loi du lieu Oll l'action est intentee. 

Le divorce ainsi prononce par le tribunal competent sera 
reconnu partout. 

Von Anfang an hatte ich in der Kommission den Standpunkt 
vertreten, daß dieser vom Institut entwickelte Gedanke eine aus­
gezeichnete Versöhnung der zwei Hauptprinzipien der lex patriae und 
der lex domicilii enthalte. Dabei führte ich aus, daß die primäre Frage 
in diesem Gebiete die sei, ob überhaupt die Staaten die definitive 
Scheidung kennen, daß die einzelnen Gründe eher sekundärer Art seien. 
Die erste Frage müßte also von der lex patriae entschieden werden. Werde 
sie von dem nationalen Staate verneint, so könne auch der Domizil­
staat nicht scheiden. Italiener, Spanier, Portugiesen können also am 
vVolmorte sogar dann nicht geschieden werden, wenn auch das Gesetz 
des Wohnortes die gänzliche Ehescheidung kenne. Wenn aber um-

1) Es ist abgedruckt in meiner Schrift: Geschichte und System 
des internationalen Privatrechts im Grundriß S. 73-75. In spanischer 
Sprache ist es mitgeteilt von Torres Campos: Bases de una Legis­
lacion sobre Extraterritorialidad lVIadr. 1896 p. 188-190. 
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gekehrt der nationale Staat die Ehescheidung zulasse, so entscheiden 
über die Ehescheidungsgründe die Gesetze des Domizils. 

Allein die von mir vertretene sententia media trug in der Kom­
mission den Sieg nicht davon. 

Im Jahre 1894 waren die Meinungen zuerst noch sehr geteilt, 
allein im Jahre 1900 hielt man an der Idee fest, welche 1894 schon 
die Majorität erhalten hatte; man verlangte, daß die Institution der 
Ehescheidung sowohl vom nationalen als vom Domizilstaate anerkannt 
werde und daß auch die Ehescheidungsgründe nach der Gesetz­
gebung beider Staaten bestehen. Und das Prinzip wurde sowohl für 
die Ehescheidung als für die separation de corps statuiert. Die maß­
gebenden Grundsätze der Konvention lauten folgendermaßen (wobei 
ich bemerke, daß auf Grund diplomatischer Unterhandlungen Art. 2 
im ersten Absatz eine kleine Änderung erlitt): 

Art. 1. 

Les epoux ne peuvent former une demande en divorce 
que si leur lai nationale et la loi du lieu 0\\ la demande est 
formee admettent le divorce l'un et l'autre. 

11 en est de meme de la separation de corps. 

Art. 2. 

Le divorce ne peut etre demande que si, dans le cas dont 
il s'agit, il est admis a la fois par la lai nationale des epoux 
et par la loi du lieu Oll la demande est formee, encore que 
ce soit pom des causes differentes. 

Il en est de meme de la separation de corps. 

Allerdings wurde eine kleine Modifikation des Prinzips zu­
gelassen, weil in Italien Scheidungsklagen Auswärtiger angenommen 
werden, wenn ihr nationales Recht sie gestattet, obschon Italien selbst 
die Institution der Ehescheidung zurzeit noch nicht kennt. Der Fall 
ist sehr merkwürdig aber die Sache steht fest, - es liegt darin eine 
Art Eskomptierung des Ehescheidungsprojekts in Italien.!) 

Ich könnte nun nicht etwa sagen, daß die Bestimmungen des 
Art. 1 und 2 meine volle Sympathie hätten; denn es ist im einzelnen 
Fal!e sehr schwer, die Konkordanz zweier Gesetze nachzuweisen und 
ich halte es überhaupt nicht für richtig, die Schwierigkeiten im inter­
nationalen Privatrechte dadurch lösen zu wollen, daß man die Beob­
achtung zweier Gesetze verlangt: dies heißt, zu den Schwierigkeiten 
der Lage neue aufzutürmen. Immerhin hat die dritte Staatenkonferenz 

1) Vergl. meine Schrift: Das internationale Privatrecht und die 
Staatenkonferenzen im Haag p. 51-53. 
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das Prinzip durch eine freihch subtile Unterscheidung etwas gemildert. 
Es wird nicht mehr eine Übereinstimmung der bei den Gesetze be­
züglich des Ehescheidungsgrundes verlangt, sondern es genügt, daß 
ein Grund vorliege nach der lex patriae und ein a 11 der er nach 
der lex domicilii. Der einzelne Grund wird dann international­
rechtlich als ein halber Grund (demie cause) angesehen und zwei 
halbe Gründe machen einen ganzen Grund. Dies ist es, was man 
durch den Zusatz in Art. 2 .,encore que ce soit pour des causes diffe­
rentes" noch deutlicher zum Ausdruck bringen wollte. 

2. Besondere Schwierigkeiten bot auch die verschiedenartig 
geordnete Kompetenz der Gerichtel) zur Behandlung von Ehe­
scheidungsklagen. Nach englisch-amerikanischer Auffassung sind die 
Gerichte des Domizils berechtigt, Ehescheidungsklagen anzunehmen. 
Für die kontinental-europäische Auffassung ist es überraschend, daß 
auch die Ehefrau in Nordamerika selbständig ein Domizil begründen 
kann, um an einem entlegenen Orte nach kurzer Zeit des Aufenthalts 
die Ehescheidung durchzusetzen: die ver ein z e 1 te n Rechts.eigen­
tümlichkeiten in South Dakota und Oklahoma Territory wurden auch 
in Europa bekannt gemacht unter dem verfUhrenden Titel: eme 
neue Ehescheidungsfabrik.2) 

Andere Staaten räumen nur den n at ion ale n Gerichten die 
Kompetenz ein, die Ehescheidungsklagen ihrer Angehörigen zu 
beurteilen und noch andere eröffnen nur ausnahmsweise das heimat­
liche Forum. 

Die Konvention hat nun zwar kein Forum begründet oder ge­
schaffen, sondern sie machte die Gerichtskompetenz von der be~ 

treffenden Gesetzgebung abhängig. Besonders wichtig ist Art. 5 
und 7. Ich zitiere Art. 5: 

Art i cl e 5. 

La demande en divorce ou cn 
separation de corps peut etre 
formee: 

1. devant la juridiction compe­
tente d'apres la loi nationale 
des epoux; 

Ar t i k e I 5. 

Die Klage auf Scheidung oder 
auf Trennung von Tisch und Bett 
kann erhoben werden: 

1. vor der nach dem Gesetze 
des Heimatstaates der Ehe­
gatten zuständigen Gerichts­
barkeit; 

1) Das Detail ist dargestellt in meinem Interm.tionalen Z;vil­
prozeßrecht S. 223 ff. 

2) Zeitschrift fUr internationales Privat- und Straftecht IV 
S.404-407. 
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2. devant la juridietion compe 
tente du lieu Oll les ePOtIX 
sont c1omieilies. Si, d'apres 
leur legislation nationale, les 
epoux n'o11t pas le meme 
domicile, la juric1ictio11 eom­
pet ente est eelle du domicile 
du defendeur. Dans le cas 
d'abandon et dans le cas 
cl'un changement de c1omi­
cile opere apres que la cause 
de divorce ou de separation 
est intervenue, la demande 
peut aussi etre formee de­
vant la juridiction compe­
tente du dernier domicile 
commun. - Toutefois la ju­
ridiction nationale est re­
servee dans la n1.esure Oll 

cette j uridiction est senle 
eompetente pour la de­
mande en divorce ou en 
separation de corps. La 
juridiction etrangere reste 
competentepour un mariage 
qui ne peut donner lien a 
une demande en divorce ou 
en separation de corps de­
vant la j uridiction nationale 
competente. 

3. 

2. vor der zuständigen Gel ichts­
barkeit des Ortes, wo die 
Ehegatten ihren W ohllsitz 
haben. \Venn die Ehegatten 
nach der Gesetzgebung ihres 
Heimatstaats nicht denselben 
Wohnsitz haben, so ist die 
Gerichtsbarkeit des \Vohn­
sitzes des Beklagten zustän­
dig. Im Falle der böslichen 
Verlassung oder im Falle 
einer Verlegung des W 01111.­

sitzes nach dem Eintritte des 
Scheidungs- oder Trennungs­
grundes kann die Klage auch 
vor der zuständigen Gerichts­
barkeit des letzten gemein­
samen \Vohnsitzes erhoben 
"V,·erden. - Die Gerichtsbar­
keit des Heimatstaats ist 
allein berufen, soweit sie flir 
die Scheidungs- oder Tren­
nungsklage ausschließlich zu­
ständig ist. Doch bleibt die 
fremde Gerichtsbarkeit zu­
ständig für eine Ehe, in An­
sehung deren die Scheidungs­
oder Trennungsklage vor der 
zuständigen Gerichtsbarkeit 
des Heimatstaats nicht erho­
ben werden kann. 

Die Konvention über die Vormundschaft Mino­

renner und das Konventionsproj ekt über die Inter­

d i k t ion. 

1. Beide Konventionen beruhen auf dem gleichen Prinzip; auch 
hier trug die lex patriae den Sieg davon. Art. 1 der "Convention 
pour regler la tutelle des mineurs" lautet folgendermaßen: 

La tutelle d'un mineur est reglee par sa loi nationale. 

Und Art 1 des Projet d'une Convention concernant l'inter­
diction et les mesures de protections analogues bestimmt: 

L'interdiction est regie par la loi nationale de la personne 
a interdire, sauf les derogations ~l cette regle contenues dans 
les articles suivants. 
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2. \Venn der nationale Staat eine Vormundschaft über :Lllino­
renne nicht einleitet, so können die lokalen Behörden dies tun, aber 
dabei sind sie wiederum an die nationalen Gründe gebunden. 

Bei der Interdiktion (bei körperlich schwachen Personen, Ver­
schwendern, Geisteskranken) wird laut Art. 7 die Zulässigkeit dieser 
Maßregel nach dem nationalen Gesetze und dtm Gesetz des Auf­
enthaltsorts verlangt, wenn die Behörden des letztern Staats ein­
greifen sollen. \Vissenschaftlich ist die Kumulation zweier Gesetze, 
wie gesagt, sehr anfechtbar - ich finde darin keine feine Lösung. 

3. Die Interdiktion übt überall ihre Wirkung aus soweit die 
Handlungsfähigkeit des Interdizierten in Frage llegt. Immerhin kann 
der Aufenthaltsstaat vorschreiben, daß, bevor diese \Virkung ein­
treten kann, die Maßregel des Auslandes zuerst bei ihm öffentlich 
bekannt gemacht werde. Dann datiert jene Beschränkung der Hand­
lungsfähigkeit gegenüber gutgläubigen Dritten erst von jenem Zeit­
punkte an. 

l\'lit Art. 9 will auch keineswegs etwa gesagt werden, daß jede 
Interdiktion z. B. auch diej enige, die sich auf der Erklärung einer 
Geisteskrankheit stützt, ohne weiteres überall anerkannt werden 
müsse. Nach den Actes de la IV Conference bleibt dabei die Frage 
der persönlichen Freiheit durchaus unberührt - mein Kollege Roguin 
hat diese Frage, auf die wir in der Schweiz großen Wert legen, in 
der Diskussion klar gestellt und alle Delegierten waren in dieser Be­
ziehung vollständig einig (Actes de la IVeme Conference p. 25 u. 26). 

4. 

Das K 0 n v e n t i 0 11 S pro j e k t übe r das Erb r e c h t. 

Das im Jahr 1904 ausgearbeitete Projekt unterscheidet sich 111 

nicht unerheblicher \Veise von den früheren Projekten. Man kann 
sagen, daß es auf 4 Prinzipien ruhe: 

1. es wird die Einheit oder die Universalität des Nachlasses. 
statuiert - so daß also die Immobilien nicht etwa dem Erb­
recht der gelegenen Sache unterstellt werden dürfen. 

Im kontinentalen Europa sieht man diesen Satz als sehr 
wichtig an, obwohl gegenwärtig Frankreich, Belgien, Nieder­
lande, Ungarn, Rußland noch einem andern Gesetze huldigen. 
Allein die wissenschaftlichen Vertreter aller dieser Staaten 
erkennen an, daß der positive Rechtszustand reformbedürftig 
ist. Der Nachlaß darf nicht verzettelt und verschiedenen 
Gesetzen unterstellt werden. 

2. der Nachlaß wird hinsichtlich des Übergangs an die Erben, 
der Erbenordnung, der Erbteile, der Repräsentation, der 
Kollation uild des Pflichtteils dem nationalen Rechte unter­
stellt. 

Norwegen, Dänemark und die Schweiz huldigen bis anhin 
dem Domizilprinzipe. Als schweizerischer Vertreter suchte 
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ich einen Mittelweg auf Grundlage des bestehenden Rechts. 
Art. 22 B. G. über die Rechtsverhältnisse der Niedergelassenen 
und Aufenthalter bestimmt: 

Die Erbfolge richtet sich nach dem Rechte des letzten 
Wohnsitzes des Erblassers. 

Durch letztwillige Verfügung oder durch Erbvertrag kann 
jedoch jemand die Erbfolge in seinen Nachlaß dem Rechte 
seines Heimatstaates unterstellen. 
Diese Norm gilt auch für Ausländer, die in der Schweiz 

wohnen (Art. 32). 
Ich habe nun in der Konferenz gesagt (vgl. z. B. Actes 

de la troisieme Conference p. 85-87), es sollte auch erbrecht­
lich ein Weg gefunden werden, um das Domizilrecht mit dem 
nationalen Rechte zu versöhnen. Ich schlug deswegen u. a. 
vor, zunächst zwar von der lex patriae auszugehen, aber dem 
Testator die Berechtigung einzuräumen, den Nachlaß durch 
einen formellen Akt dem Domizilrechte zu unterstellen -
ich kehrte die schweizerische Bestimmung um. Ich b~tonte, 
daß sehr viele Individuen 'im heutigen Leben mit dem 
Domizilstaate innig verwachsen seien und daß es deswegen 
nicht richtig sei, diese Personen auch ausnahmslos dem Erb­
rechte des nationalen Staats zu unterwerfen, zu dem sie nur 
noch ein lockeres Band unterhalten. 

Allein die Mehrheit verblieb auf dem Standpunkte, daß 
das nationale Recht unbedingt maßgebend sein müsse. 

3. die Fremden stehen den Einheimischen erbrechtlich ganz 
gleich. 

Dies muß extra gesagt werden, weil es in Europa noch 
Staaten gibt, welche die Einheimischen als befugt erklären, 
die in ihrem Gebiete liegenden Vermägensstücke auf Grund 
des internen Erbrechts vorweg zu nehmen, obschon ein aus­
wärtiges Gesetz auf den Nachlaß Anwendung findet. Dieser 
Satz ruht auf dem französischen Gesetze von 1819.1) 

4. Es wird versucht, die sog. imperativen oder prohibitiven Sätze 
durch bestimmte i n n e rh alb ein es Rah m e n s abzu­
gebende Erklärungen der Regierungen der beteiligten Staaten 
zu spezifizieren (Art. 6). Diese Aufgabe wird in der folgenden 
Konferenz noch weiter behandelt werden. 

Die schwierige Frage der Gerichtsbarkeit in Erbrechtsstreitig­
keiten wird gleichfalls in der nächsten Konferenz diskutiert. 2) 

1) Vergl. mein Handbuch Ir S. 133. 
2) Das Deutsche Reich hat einen Entwurf über die Kompetenz 

der Gerichte ausgearbeitet, der abgedruckt ist in meinem internatio­
nalen Civilprozeßrechte S. 256 ff. 
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c. 

Betreffend das internationale Konkursrecht. 

Die Staatenkonferenz berührte hier eine Materie, die von den 
:anderen sich grundsätzlich unterscheidet. Während das internationale 
Privatrecht sich damit beschäftigt, ob auf ein bestimmtes privatrecht­
liehes Rechtsverhältnis einheimisches oder auswärtiges Privatrecht an­
gewendet werden müsse, oder ob bei der Einleitung der Vormund­
schaft der Staat A berechtigt sei, ein Individuum des Staates Bunter 
den Apparat einer Vormundschaft zu stellen, ist im internationalen 
Konkursrecht namentlich zu untersuchen, ob ein intt'rner Konkllrs 
ohne weiteres die im Auslande liegenden Aktiven erfassen und ob 
ein ausländischer Konkurs auch die im Inlande befindlichen Aktiven 
ergreifen könne, sodann, welchen Einfluß der Konkurs auf die Rechts­
stellung des Konkursiten im internationalen Leben ausübe und wie die 
verschiedenen Reehtsvorgänge beim Konkurst', wie z. B. die Verlust­
scheine oder wie andere Ergebnisse, z. B. Zwangsnachlaßverträge oder 
Discharges international zu beurteilen seien (eine Frage, die auch 
interkolonial erheblich wird). Dabei ist auch wichtig festzustellen, in­
wieweit das interne Exekutionsrecht (Prozeßrecht) und materielles aus­
ländisches Recht vorliege und zur Anwendung zu bringen sei. Im 
internationalen Konkursrechte k a n n freilich das ganze internationale 
Privatrecht zur Anwendung gelangen. l ) 

Der Gegenstand wurde an der zweiten Staatenkonferenz (1894) 
aufgegriffen, allein der damals ausgearbeitete Entwurf bezeichnete sich 
selbst als eine nur ganz vorläufige Arbeit (Actes de Ja deuxieme Con­
ference 1894 p. 59-62).2) Auf der dritten Konferenz wurde der Gegen­
stand wieder behandelt (Actes de la troisieme Conference p. 147-151), 
ohne indessen zu einem Konventionsproj ekte zu führen. 

Schon seit längerer Zeit wurde namentlich von italienischen 
Juristen der von Savigny (System des römischen Rechts VIII S. 283) 
hingeworfene Gedanke, daß der Konkurs nur an einem Orte möglich 
sei, sehr intensiv verfolgt, und sie stellten der Pluralite oder Territo­
rialite de Ia faillite die Unite derselben gegenüber. 3) Diesem. Satze 

1) Diese Bemerkung machen auch schon Lyon Caen und Renault, 
Traite de droit commercial VIII, 3. ed., No. 1225. 

~) Vergl. auch meine Schrift "Das internationale Privatrecht und 
die Staatenkonferenzen im Haag" S. 80-84. Der Entwurf ist hier ab­
gedruckt. 

3) Vergl. z. B. Gemma "Il fallimento nei rapporti internaziollali" 
1897 S. 12. Die -ganze Richtung knüpfte sich aber an die Schrift von 
Carle an, betitelt: "La dottrina giuridica deI fallimento neI diritto pri­
vato internazionale" 1872. 
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huldigte auch ein internationaler in Turin 1880 abgehaltener Kongreß. 
er faßte eingehende Konklusionen. I) 

Die gleiche Tendenz kam auch im Institut de droit international 
zum Durchpruche 2) Es stellte in Paris 1894 Regles generales sur les 
rapports internationaux eu matiere de failJite auf (Annuaire XIII 
1894-1895 p. 279-281) und Roguin arbeitete für die Sitzung in Brüssel 
1902 Vorschläge aus (Annuaire XIX 1902 p. 115; Dislmssion das. p. 232 ff) 
Das Institut beschloß, sich mit den aus der Diskussion hervor­
gegangenen Ergebnissen zu begnügen, - einzelne Fragen wurden 
l11cht erledigt, sondern zunächst unerledigt uild zur späteren Ordnung 
in suspenso belassen (Art. 4 des Vorschlages Roguin: Gleichstellung 
des Nichtkaufmanns mit dem Kaufmann; die Stellung des minorennen 
Interdizierten usw.; sowie die Frage der Hypotheken- und Vorzugs­
rechte). 

Auch der Vertragsentwurf von ~lontevideo (1889) befaßte sich 
mit dem Konknrsrechte, ohne aber die Universalität zu statuieren. Die 
Bestimmungen sind englisch abgedruckt in den Drucksachen der Inter­
national American Conference, betitelt: "Reports of committees and 
discussions thereol1" vol. II. p.900--902. 3) 

Der Gedanke der Universalität des Konkurses ist auf den ersten 
Blick geradezu bestechend. Er beruht auf der Anschauung, daß der 
Konkurs eine extraterritoriale Wirkung ausübe, daß der Konkurs alle 
Aktiven des Konkursiten ergreife, mögen sie sich wo immerbefinden, 
tmd daß der Konkursverwalter des Konkursortes die für alle Gläub;ger 
gerechte Verteilung vornehme. Allein sobald man mit praktischem 
Sinne an diese Frage herantritt, begreift man, daß Wharton "Conflict 
of laws" (§ 807) nicht mit Unrecht von this romantic cosmopolitan effi­
cacy des Konkursurteils spricht. 4) Die Konzentration des Konkurses 
bei auf dem \Veltbouen zerstreuten Aktiven bietet ungeheure Schwierig­
keiten: 

1) Verg!. meine Schrift "Geschichte upd System des internationalen 
Privatrechts im Grundriß" S. 176 unu 177. 

~) Kohler beurteilt die Beschlusse des Institut de dr. i. sehr un­
günstig (Civiiistisches Archiv 96 S. 348/9); denn er sagt, sie seien weit 
entfernt, die Schwierigkeiten uer Frage richtig zu erlassen, und die 
Verhandlungen können in keiner Weise als eine Förderung der Sache 
angesehen werden. 

il) Die Bestimmungen finden sich auch in meiner Schrift "Die 
Kodifikation des internationalen Zivil- und Handelsrechts" S. 133-146 
lind in der Zeitschrift für internationales Privat- und Strafrecht I 
S. 480-482 (Heck). 

4) Verg!. auch Kleinfellcr "Die Universalität der \Virkungell des 
Konkurseröffnungsbeschlusses" in der Zeitschrift für internationales 
Privat- und öffentliches Recht XIII S. 549-574. 
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1. wegen der Dislokation der Vermögensbestandteile, 
2. wegen der Geltendmachung der Ansprüche an ein e m Orte, 

- dabei ist namentlich auch auf die sprachlichen Schwierig­
keiten hinzuweisen; 

3. es kommen Umstände in Betracht, die sich namentlich auf die 
Kreditwürdigkeit der auswärtigen Beamten, auf die Festigkeit 
der aus,värtigen Gerichte, zweifelhaften Konkursen entgegen­
zutreten und auf die Überzeugung beziehen, daß alle Gläubiger 
gleichmäßig gehalten werden. Mit einem 'Vorte: es liegt eine 
Frage des gegenseitigen intensivsten Vertrauens vor. 

Unter diesen Umständen hat die Staatenkon­
ferenz im Haag darauf verzichtet, ein für alle ver­
tretenen Staaten geltendes Vertragsproiekt aus­
zu a rb e i t e n. Sie begnügte sich, 1904 ein Ver t rag s mus t er 
herzustellen für sol ehe Staaten, welche untereinander konkursrecht­
liche Staatsverträge schließen wollen, - es muß jedem einzelnen Staate 
die Priifung der Frage vorbehalten werden, ob er einen Vertrag mit 
einem anderen abschließen wolle. l ) 

Die moderne Welt kennt denn auch einige wenige Staatsverträge 
zwischen drei Staaten, die auf dieser bescheideneren Grundlage vor­
gegangen und die zwischen ihnen die Universalität des Konkurses 
sanktioniert haben. In dieser Beziehung ist zu verweisen auf folgende 
Staatsverträge: 2) 

1. zwischen Frankreich und der Schweiz von 1869 (Art. 6-9 des 
Gerichtsstandsvertrages behandeln das Konkursrecht), 

2. zwischen Frankreich und Belgien von 1899 (Art. 8), 
3. zwischen vVürttemberg und der Schweiz von 1826 (Die Ver­

träge mit Bayern und Sachsen gehen nicht soweit). 

1) Diese Ansicht ist auch von Lyon-Caen und Renault "Traite de 
droit commercial" Vln No. 1327 verfochten: Nous pensons ..• qu'il 
ne peut s'agir que de conyentions entre deux Etats determines dont 
la lCgislation et l'organisation judiciaire n'offrent pas de divergence 
trap accentuees. - Schon frühe kamen in den Niederlanden Ver­
ständigungen vor, durch welche die einheitliche 'Virkung des Kon­
kurses innerhalb eines größeren Staatsgebiets herbeigeführt wurde. 
I. Voet, Commentarills ad Pandectas liber I tit. IV § 17 zitiert eine Ver­
ständigung zwischen den Staaten Holland und Utrecht von 1689. 

2) Daneben gibt es noch einzelne Staatsverträge, die mitten unter 
.andern Dingen Teilfragen des Konkursrechts ordnen. Dies trifft be­
züglich einzelner Verträge des Deutschen Reiches zu (vergl. Böhm. 
"Die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen" 1890 S. 212-214). Ferner 
enthält der NiederJassungs- und Konsularvertrag zwischen Italien und 
der Schweiz ,"on 1868 ein e Bestimmung konkursrechtlicher Art (Art. 8). 
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III. 

\Venn es sich nun darum handelt zu untersuchen, ob andere 
Staaten der \Velt und speziell England und Amerika in der Lage 
wären, in Zukunft an den Konferenzen im Haag teilzunehmen, und 
eventuell den Konventionen und den Konventionsprojekten beizutreten,. 
so ist folgendes zu betonen: 

Die Frage dürfte wohl bejaht werden bezüglich der Kon­
vention über das internationale Prozeßrecht. 

Es handelt sich hier um eine neutrale Materie, der aber immerhin: 
eine erhebliche Bedeutung fü.r die Durchführung der Justizpfleg-e 
zukommt. Auf der ganzen Welt besteht das dringende Bedürfnis, 
daß die Gerechtigkeit siege und -daß dies speziell auch geschehe bei 
den prozessualischen Tournieren. Indem die Staaten sich verpflichten, 
sich gegenseitig die Hand zu reichen bei den Erhebungen durch Ein­
vernehmung von Zeugen, bei der Ausstellung von Expertisen, bei der 
Übersendung von Akten, indem sie ferner dafür sorgen, den Fremden 
gleich den Einheimischen die Gerichtstür ohne Auflegung von K'au­
tiOllen zu öffnen, die auswärtigen Armen ohne Unterschied der 
Nationalität wie die einheimischen vor Gericht zuzulassen usw., er­
heben sie die Sache der Gerechtigkeit zu einer Frage der Menschheit 
und sie verleihen ihr den Stempel der Universalität. Damit werden 
die Staaten der idealen Aufgabe der Justiz allein gerecht. 

Aber abgesehen davon, daß mit dieser "Union internationale" die 
Justiz auf den allein richtigen Boden gestellt ist, entsteht durch die 
rechtliche Berührung der einzelnen Völker auch eine weit gerechtere 
Beurteilnng ihrer Institutionen, - es ist ähnlich dem Prozesse, den 
das einzelne Individuum durchmacht, wenn es die Sprache und 
Literatnr eines andern Volkes studiert: Sie können sicher sein, daß 
jeder, der die Sprache eines fremden Volkes versteht, seine Institu­
tionen gerecht würdigt. Die einzelnen Völker sind denn aueh nur 
Teile eines großen Ganzen, und das 'Vohl des Ganzen muß uns ~nch 
im Rechte am Herzen liegen. 

2. 

Weit schwieriger ist die Sache bezüglich der Fragen des 
internationalen Privatrechts und bezüglich der von 7 Staaten 
angenommenen Konventionen und sodann der Konventions­
projekte zu beurteilen. 

In dieser Beziehung ist es nötig, einige allgemeine Bemerkungen 
zu machen. Die über das internationale Privatrecht in der \Velt 
g-eltenden Gesetzesnormen und Theorien lassen sich auf drei Haupt­
unterschiede zurückführen: 
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a) es gibt eine Gruppe von Staaten, welche dem Satze huldigen, 
daß ihre Angehörigen auch im Auslande hinsichtlich des 
Privatrechts sich auf das nationale Recht berufen können, 
namentlich hinsichtlich des Personen-, Familien- und Erb­
rechtes, und daß auch die Auswärtigen im internen Staate 
das Gleiche tun können, - dieser Praxis huldigt fast ganz 
Europa mit Ausnahme von England, Dänemark, Norwegen, 
Schweiz; 

b) es gibt eine Gruppe von Staaten, in welchen das Recht des 
jeweiligen Domizils entscheidet. Dies ist nach Wharton das 
Recht der Vereinigten Staaten von Amerika, sodann das 
Recht der Provinz Quebec gemäß einer Reihe von Be­
stimmungen des Civil Code of lower Canada (z. B. Art. 6, 7, 
8, 135, 599, 600, 776) 1), ferner harmoniert damit das Gesetz 
von Argentinien und auch der Vertrags entwurf von 
"Montevideo. 

Wharton nennt im "Conflict of laws" § 8 die ·Nationalität 
ein "unfair standard of personal law"; 

c) ein anderes Staatengebiet sieht lediglich auf das Recht des 
Platzes, auf welchem sich die Parteien befinden. Dies ist 
England. Der amerikanische Jurist Dudley Field stellt in 
seinem Werke "Draft oullines of an international Code" 
(unter eIern Titel "personal capacity") folgendes ~rinzip au 
(Art. 542): 

"The civil capacities and incapacities of an individual in 
reference to a transaction with living persons except so 
far as it affects immovable property - - are governed 
by the law of the place where the transaction is had, 
whatever may be his national character or domicil or the 
place of his birth. 

Unu Dudley Field gab sich dem fröhlichen Irrtume hin, 
als ob in Europa die Strömung sich dieser Auffassung 
hinneige; denn er sagt: It is not the rule now recognized 
by European international law, although the telldency of 
opinion is in this direction! 

Auf dem europäischen Kontinent besteht seit einigen Dezennien 
auf grund der neuen italienischen Schule, die sich auf den italienischen 
Juristen und Staatsmann Mancini zurückführen läßt, eine Art juristischen 
Dogmas, daß im internationalen Leben das nationale Recht und 
Gesetz die maßgebende und alleinige Rolle zu spielen habe. Sir 
\Valter Phillimore sprach in seinem Vortrage in der International Law 
Association zu Glasgow 1901 von der "more modern school of 

1) Vergl. dazu E. Laflellr, "The Confiict of Laws 111 the Province 
of Quebec", ?llontreal1893. 
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Fr e n c h jurists"l). Dies ist ein Irrtum. Die Lehre stammt aus 
Italien, und man darf diesfalls von der neuen italienischen Schule 
:sprechen.2) Sie entstammt zum Teil politischen Erwägungen insofern, 
als man glaubt, die Entfaltung eines Voll{es zu einer einheitlichen 
Nation verlange mit Notwendigkeit, daß seine Angehörigen auch im 
-Auslande als Angehörige desselben respektiert und zivilrechtlich als 
,dem nationalen Ptivatrechte' unterworfen angesehen werden. Darin 
.liegt aber ein Irrtum. Ich erkenne durchaus an, daß die lex patriae 
.in vielen Gebieten des internationalen Privatrechts die Richtschnur 
.abgeben muß, allein ich bestreite, daß diese Formel eine Allein­
herrschaft beanspruchen könne: sie hält im praktischen Leben, in 
welchem ich so lange tätig war, die Probe nicht aus. Ich bi~ nie 
müde geworden, darauf hinzuweisen, daß eine Versöhnung der beiden 
l-Iauptprinzipien herbeigeführt werden sollte, und ich habe die Aufgabe 
der Wissenschaft folgendermaßen präzisiert3): 

"Es ist derjenige Einfluß genau festzustellen, den einesteils 
die Gesetzgebung des Domizils oder Aufenthalts geltend 
machen darf und den andernteils die Fortdauer des 
publizistischen Bandes, welches die Individuen mit dem 
Nationalstaate (Heimatsstaate) verknüpft, beansprucht und 
rechtfertigt." 

Den Gedanken jener Versöhnung habe ich auch auf den Staaten­
konferenzen stets vertreten (Actes 1893 p. 69; Actes 1894 p. 37; Actes 
1900 p. 85-87). Und auch im Jahre 1904- habe ich 'wiederum auf die 
Notwendigkeit, eine sentelltia media zu sanktionieren, hingewiesen, -
ich wurde dabei von meinem schweizerischen Kollegen Roguin mit 
einer Formulierung im Erbrechte unter stutzt , bezüglich deren ich 
allerdings einige praktische Zweifel hege. Eine Versöhnung der 
zweI sich bekämpfenden Prinzipien ließe sich aber dadurch 
herbeiführen: 

1) Vergl. Report of the twentieth Conference p. 230. Hier sagt 
VV. Phillimore: "The more modern school of French jurists would, if I 
unclerstand them aright, reject the lex domicilii and substitute for it 
the national law." 

2) Vergl. mein Handbuch I S. 120 ff. Die er s t e italienische 
Schule kann an den Namen des großen Juristen Bartolus ·angeknüpft 
werden. 

3) Ich machte diese Anregung in meiner (vergriffenen) Broschüre 
~Der erste europäische Staatenkongreß über internationales Privat_ 
recht" (Wien 1894) S.10, in meinem Vortrage: "Der internationale Geist 
in der Jurisprudenz (Zürich 1897) S. 27, in meiner Abhandlung: pas 
Problem des internationalen Privatrechts" im Österreichischen Central­
blatt für die juristische Praxis XV S. 193-222, in meiner Abhandlung: 
Über das historische Debut der Doktrin des internationalen Privat­
und Strafrechts (Leipzig 1.899) S. 12 und in meinem Handbuc11 I 
S. 164-167. 
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1. daß man eine Zeitfrist feststellen würde, nach welcher die 
im internen Staate domizilierenden Ausländer privatrechtlich 
dem Domizilrechte unterworfen wilrden, - sagen wir eine 
Zeitfrist von 5 oder 10 Jahren. Wir würden damit die 
Fremden nicht zwingen, auf ihre auswärtige Nationalität zu 
verzichten; 

2. daß ein Stück des nationalen Rechts und ein StUck des Do­
mizilrechts respektiert wird. Dieser Mittelweg wäre möglich: 

im Personenrechte bez. des Status, 
im Familienrechte: 

bez. des ehelichen Güterrechts, 
bez. der Ehescheidung, 
bez. der Vormundschaft; 

3. daß die Kinder eines Fremden, die im internen Staate ge­
boren werden, Angehörige des Staates werden. 

Diese Gedanken sind, wie ich glaube, der englisch-amerika­
nischen Rechtswelt weit zugänglicher, als den Juristen des europäischen 
Kontinents. Und vielleicht hätte ich mit meiner versöhnenden Rich­
tung mehr Aussicht auf Erfolg gehabt, wenn England und Amerika 
an den Konferenzen auch teilgenommen hätten - jedenfalls habe ich 
stets bedauert, daß diese Länder im Haag fehlten.!) Die schranken­
lose Betonung der lex patriae ist gefährlich, wenn man \Vert auf die 
Einheit des Privatrechts legt; denn sie wird ja zerstört, wenn die 
Ausländer im internen Staate prätendieren nach ihrem nationalen 
Rechte behandelt zu werden. Ganz besonders schlimm ist dies, wo 
(wie in Nordamerika und in der Schweiz) sehr viele Fremde leben. 
Indessen ist es sehr schwer, gegen feststehende juristische Glaubens­
artikel zu kämpfen, und damit haben wir es bei der lex patriae zu tun. 
Speziell kleine Staaten wie die Schweiz sind deswegen in einer pein­
lichen Situation: sie müssen dem Zuge. folgen, den die Doktrin und 
Gesetzgebung nimmt, auch wenn sie sehr wenig davon überzeugt 
sind, daß dieser Zug richtig ist. 

Daß aber auf der andern Seite die schrankenlose Alleinherr­
schaft der Territorialität (englische Auffassung) und der lex domicilii 
(amerikanische Auffassung: Wharton) erschüttert ist, sehe ich zn 
meinem Vergnügen aus der zitierten Abhandlung von Sir Walter 
Phillimore, der in einer in der International Law Association zu 

1) Die Abwesenheit der englisch-amerikanischen Välkerfamilie 
beklagte ich schon in der Broschüre "Der erste europäische Staaten­
kongreß über das internationale Privatrecht" \Vien 1894 S. 13 u. 14. 
Im Handbuch, I S.23 betonte ich, die Vertreter der englisch-ameri­
kanischen Rechtsgruppe hätten ein Gegengewicht bilden können gegen 
die Übertreibungen der lex patriae. Auch im "Internationalen Zivil­
prozeßrecht" S. 26 gab ich meinem Bedauern Ausdruck. Simeoll 
E. Baldwin ist anderer Meinung. VergI. Harvard Law Review XVII 
p. 402 una Columbia Law Review IV p. 307. 

3 
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Glasgow gehaltenen Rede (Report of the twentieth Conference p. 230) 
die bemerkenswerten Worte sprach, als er die moderne Schule für 
das nationale Recht erwähnte: ,,1 have a great sympathy with this 
school and I see much that would be gained in simplicity and cer­
tainty by substituting in all questions of personal status the national 
law for the law of domicil." Diese ,Vorte enthalten die denkbar 
schärfste Antithese zu den Ausführungen der anerkanntesten englisch­
amerikanischen Schriftsteller (\Vestlake, ,Vharton, Story, Dudley-Field). 
Wenn diese \Vorte im englisch - amerikanischen 
Rechtskreise nach und nach Schule machen würden, 
bestände eine Aus sicht für die von mir befür,vortete 
Versöhnung der beiclen Hauptprinzipien, und es 
w ä red an n m ö g I ich, daß die alt e u n cl neu e \Ve I t ein­
heitliche Kollisionsnormen zur Anerkennung 
bringen würden und zwar durch Konzessionen auf 
bei cl e 11 Sei t e n. 

Allein vorläufig habe ich noch emsthafte Zweifel darüber, ob 
die Zeit schon jetzt gekommen sei dafür, daß England und Amerika 
den Konventionen beitreten, - eine andere Frage ist es, ob sich diese 
Staaten nicht bei den Konferenzen ad audiendum et referendum ver­
treten lassen sollen. Die D iv erg e 11 z en in cl e n T h e 0 r i e n 
über das internationale Privatrecht sind eben - ab­
ge s ehe n vom Per so n als tat u t - se h r be d eu t end. Ich 
erinnere hier nur an die Tatsache, daß nach einem hervorragenden 
Grunclzug des englisch-amerikanischen Rechts die Behandlung der 
Immobilien sich vollständig nach dem Rechte der Lage richtet. Dies 
gilt bezüglich: 

a) der Handlungsfähigkeit, 
b) der Form der Rechtsgeschäfte, 
c) des Erbrechts. 

Ich verweise hier auf folgende AussprUche der ersten Autori-
täten: 

S tor y "Conflict of laws" § 424 ff.: ,The general principle of thc 
common law is, that the laws of the place where such property is 
situated, exclusively govern in respect to the right of thc parties, the 
modes of transfer, and thc solemnities which should accompany them.' 

In Art. 586 bestimmt Du cll e y F i eId: 

The succession of the immovable property of one who 
dies intestate as to such property, is determinecl exc1usively 
by the law of the place in which the immovables are locally 
situated. 

\V ha r ton dri.\ckt sich "Conflict of laws" § 560 sehr bestimmt 
dahin aus: The law both in England, the United States and France is 
clearly settled that in those countries, in matters of succession, rcalty 
is governed by the lex rei sitae. 
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K e n t "Commentaries on American law" 12 ed. (by Holmes), II 
p. 429-431. Dieser Jurist meint sagen zu können, es sei weH settled 
in the law of all c i viI i z e deo u n tri e s that real property as to 
its tenure, mode of enjoyment, transfer and des cent is to be regulated 
by the lex loci rei sitae. 

Nun muß freilich gesagt werden, daß speziell in Nordamerika 
kein juristisch zureichender Grund für die Herrschaft des Sachstatuts 
bei Immobilien auch dann besteht, wenn es sich nicht um sachen­
rechtliche Rechte handelt, zumal meines Wissens der Feudalismus in 
Nordamerika, so wie er in Europa galt, nie eingeführt worden ist. 
Die Theorie, daß immer da, wo Immobilien in Frage kommen (per­
sonenrechtlich, obligationenrechtlich, erbrechtlieh), das Gesetz der ge­
legenen Sache gelten müsse, wurde lediglich aus England als eine 
Art koloniales Frachtgut hinübergebracht, und England bezog den 
Satz aus den Niederlanden - auch Rechtsnormen unterliegen der 
Völkerwanderung. Aber auch abgesehen vom Feudalismus und ab­
gesehen von dieser Reise, welche die Theorie gemacht hat, ist es 
dringend wünschenswert, daß England-Amerika seine schrankenlose 
Überweisung der Immobilien an das Sachstatut aufgebe: der Satz ist 
auf das Sachenrecht z.u beschränken. Namentlich auch auf dem Ge­
biete des Erbrechts kann er nicht anerkannt werden, weil der Nachlaß 
als Einheit nur ein e m Rechte unterstehen kann und soll. 

Allein es wäre eine Verkennung des geschic.ht­
lichen Tempos, wollte man dem englisch-amerikani­
schen Rechtskreise zumuten, gewissermaßen von 
einem Tag auf den andern die ihm lieb gewordenen 
und die im Volke bestehenden Anschauungen zu 
ä n der n. Hierzu bedarf es einer längeren Zeit, eingehender Studien, 
der Vergleichungen und der Aufklärung der Jugend. 

Nun ist es richtig, daß es auch unter den Staaten des europäischen 
Kontinents vorläufig noch Gesetzgebungen gibt, welche die Immobilien 
der lex rei sitae zuweisen, so Österreich, Frankreich, Rußland. A 11 ein 
wenigstens in den zwei ersteren Ländern ist die 
Richtig1<eit dieser Theorie gründlich erschüttert, 
und der G 1 au be cl ara n be s t eh t ni c h t me h r. Und auch in 
Rußland ist der bekannte Jurist v. Martens "eu pure theorie" da­
gegen. l ) All ein i 11 Eng 1 a n dun d No I' d a m e r i k ast ehe n 
wir vor einem juristischen Glaubensartikel, und wie 
schwer der Glaube zu reformieren ist, wissen wir 
all e: dies gilt zumal von einem Volke, das im Rechte sehr konservativ 
ist. 2) In diesen Ländern ist kein einziger Schriftsteller gegen die 
herrschende Auffassung aufgetreten. 

1) Martens-Leo "Droit international" Ir p. 455. 
2) Dies zeigt sich auch im Kapitel der Verjährung. Wharton 

§ 545 bemerkt bezüglich der Verjährung, die europäischen Juristen 

3* 
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Immerhin gibt es vielleicht ein e Konvention, nämlich die be­
treffend den Abschluß der Ehe, welche auch für England und Amerika 
gerade deswegen akzeptabel ist, weil in Art. 1, abgesehen vom 
nationalen Rechte, auch andere Rechte vorbehalten sind. In dieser 
Beziehung ist neuerdings auf die Ausführungen von Sir Walter Philli­
more (im Report of the twentieth Conference of the international law 
Associatioll, London 1901 p. 228 ff.) zu verweisen. Dieser Jurist will 
sogar die Bedingungen für die rechtsgültige Eingehung der Ehe er­
weitern, denn er schlägt folgende These vor (p. 238): 

The essentials of maniage should be regulated by the 
personal law an d by the lex loei: bot h should be complied 
with. 

Diese Kumulation geht meiner Ansicht nach wieder zu weit, aber 
sie zeigt deutlich, wie sehr bei Phillimore der Glaube an die allein 
selig machende lex domicilii erschüttert ist! 

Die Haager Konventionen bildeten den Gegenstand einer a 11-
ge m ein e n Erörterung in. der International Law Association in Ant­
werpen 1903. Sir Walter Phillimore hielt auch hier eine Rede, in der 
er "the desirability oi the British Government taking part in the legal 
Conference at the Hague on private internationallaw" erörterte (Report 
of the twenty-first Conference 1904 p. 80). Phillimore betonte, es sei 
zu bedauern, daß Großbritannien sich an den Konferenzen im Haag (und 
an anderen Konferenzen über Seerecht) bis jetzt nicht beteiligt hat. 
Und Sir William Kennedy (judge of the High Court of Justice in 
London) schlug eine Resolution vor (p. 85), die angenommen wurde (p. 93): 

That this Conference, considering the great importance of 
the co-operation of the Government of Great Britain in relation 
to International Conventions for such purposes as are set 
forth in Sir 'V alter PhilIimore's paper, resolves that it is 
desirable that the Executive Council of this Association should 
take steps respectfully to lay before the British Government 
the points dealt with in that paper, together with this resolution 
and to obtain permission for the audience of a deputation 
for the purpose. 

Bisher ist freilich in England ein praktisches Resultat nicht ent­
standen! 

Aber wenn meiner Ansicht nach jetzt die Zeit dazu noch nicht 
gekommen ist, daß England und Amerika allen Haager Konventionen 
beitreten, so kann doch der Gedanke nach und nach reif wer d e 11. 

Diese Hoffnung möchte ich hier aussprechen, und dies leitet mich über 
zu einer Zusammenstellung meiner Ideen. 

opponieren gegen die Unterstellung der Verjährung unter die lexfori; 
die Gründe seien beachtenswert, allein er hält an der Praxis fest. 
\Va rum? "The rule is now too firmly settled to be shaken." Vergl. 
mein Handbuch 1 S. 210. 
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Re oS u m e. 
Die Bedeutu7I,'f und die Tmgll;eile deI" im Haag stattgefnndenen 

StaatenkollfeTellzen gegeniibe1' anderen Staaten kwm f'olgende/'1llaßen 
zltswnmeu.gefaßt lceI'Clen. 

1. Dei' Beu.:eis ist Ü~ Eu,/"opa gelief'ert lcorden, daß die all­
mähliche IIe/'{lltsa/"beitung von Rechtsregeln übel' die p/"ivatrechtliclwn 
j{ onfiikte lim' Gesetze oder, 'lI;enn man liebe!' wUl, eines Codex übel' 
das 'inte1"nationale Pl'iwtrecht auf dern Wege von Staatsverträgen 1) 

keine Ill'ltsion ist. 
Dieses E1'.'febnis der Haager J{onfere'nzen ist im allgemeinen 

gesdgt von deI' denkbar höchsten Bedeutu.ng; denn es liefe-I't ein be­
achtensll.;el'tes etwopüi!;ches Gegenstii,c7{ zn den VeJ·tl·agspl'ojeklen, 
lcelche die süel- mul rnittelamel'ikan-ischen Staaten in Lima 18'78 'unel 
111ontevideo 1889'!) aHsgem'beitet haben. 

11. Ganz besonde/"su:ichtig ist, daß bei den StaatelllwlIferenzen 
im Haag dei' allein zntl'eff'ende fVeg gefwulen wONlen ist, dei' be­
treten ivenlen muß: es ist an das Detail del' Fragen heranzugehen, 
und die Zeit jener allgemeinen Axiomata ist vorüber, del'eu Bedettt1tng 
J ahrkmulm·te lang in den Yorclel'g'l"ll1ld gestellt tco7'clen ist. 

A'n( dern als gangbar el'ldesenen TVege deI' Spezialisiel'nllg sind 
die Iceitel'n Bestrebungen fodznsetzen. 

111. Allerdings muß z1t!legeben u;erdell, daß wir anch nach den 
viel' Staatenlconlel'enzen im Haag ast am Anf'ange dei' g1:oßen Anf'­
gabe stehen 'wul daß es ganz besondel's nötig i,~t, die Disziplin des 
inte'l'nationalen Privatrechts in (illen Staaten intensiv "Wul viel ein­
gehende!' als ,jetzt zn pfiegen. Es nutß ein allel' TVettstl'eit deI' J1t­
risten deI' ganzen fVelt hel'vo1'ge1'ulen werden. 

Nm' dann kann die nnivC1welle Einheitlichkeit der Kollisiol/s­
/tonnen e1'1lsthalt ins Auge !Je(aßt werden. Das internal'ionale Tl'Clk­
tandwin muß abel' allel'(Ungs international und wlivel'salist'isch in 
die FIand genommen werden, ~L'enn es zutreffend el"ledigt werden soll. 

Um ein praktisches Ziel Z1t C'l"l'eichen, sind vel'schiedene Ge­
fahren Z'lt vermeiden. 

IV. Die Behandlltug der J.vlateTie nmßmit einer gewissen 
Systematik 'lind J.lfethode el'f'olgen, 'lmd ,jedes Stül'me1~ '/t1ld Dl'ti1lgen 
ist ernstlich lern Ztt halten. Die Weltgeschichte l/at die niitige' Zeit 

1) Vergl. dazu Fr. Kahn "Die einheitliche Kodifikation des inter­
nationalen Privatrechts durch Staatsverträge" Leipzig, 1904. Contuzzi 
"Le conferenze di diritto internazionale privato all' Aja." Napoli 1904 
stellt S, 312-320 allgemeine Betrachtungen an über den Beruf Europas, 
auf Grundlage der im Haag abgehqltenen Staatenkonferenzen das 
internationale Privatrecht zu kodifizieren. 

2) Ich habe diese Vertragsproj ekte in meiner Schrift "Die Ko­
difikation des internationalen Zivil- und Handelsrechts" (Leipzig 1891) 
zum Abdruck gebracht. 
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zu ihre/' Ve/fUgung)) Allerdings bedwf jeder Fol'l8clu'itt eine)' ge­
wissen idealen Stim,1Ilung,2) allein die sOfo/'t-ige Fertig.~tellllng eines 
-'Foßen Planes ist in da Regel sehr jhlgwiirdig) obschon alleJ'dinfls 
deI' }Jmw:merikanische Kongl'eß (abgehalten Ül lVIexico 1901-02) be­
schloß) es sei in m.öglichst knrzel' Zeit ein Code cZe dl'oit intc/'Ilatiollal 
pri-ve dUl'ch eine KOln1l1'issiol/. -von f'iinf amel'ikauüclU'1/ /ll/d zicei 
ew'opäischen Jm'i8ten ansznarbeitell, 

Es da?'f' hier an die Tatsache Cl'iwzcl,t lI':eJ'dell, daß zu'ei lIisto-
1'ische V 01: lii nfe I' deJ' .Hao!/el' Konferenz erfolglos geblieben sind, 
nämlich die Bemühungen deI' Nieder'lande von 1874 eine I(ollferellz 
zustande zn bl'ingen betreffend eine Ve/'sWndi,qnng übel' die Exekntion 
uu,slcäTfige/' Zi'Vilw,teile und die Bemühungen l'on .ilfallcini L'OJl 1881, 
Da NlI/.S ist nnsch-IEel' die Lehre zn ziehen, daß dei' Boden f'iir alle 
Neuel'1f.ugen Ül/il1/,C/' zuerst sorg jCilf'ig pl'äpariel't "l/;e/'{{en muß, Will 

dies geschah bis anhin ganz speziell durch die Arbeiten des Instit-ut 
ele droit international u.nd z, T, dllrch diejenigen dei' Inte1'1wtioJ/a[ 
La:w AS,'lOciatioll. 

V, Wenn in dem der Geschichte eigenen, Tempo aul' die mti­
'l;el'selle Einheitlichkeit der J(ollisionsI/Ol'lIIen hingearbeitet n'el'den 
will, so ist es ganz besonders nötig, daß allc Staaten ein lebhaftes 
Interesse zeigen fUr das internationale P/'i'l7ot1'('cht, daß speziell die 
englisch-amel,ü.:anische Jlt1'ispl'ude1lz ihre bisherigen Anschauullgen 
in einzelnen Gebieten l'ej'ol'nliert) daß namentlich England Uild 

AlIlerilta" die llfatel'ialien dm' If((ogCl' J(onfcren'7. studiel'en und ei1lCl' 
sO'l'gj'ältigen Pl'üfllng die F')'(lge unt('J'stellel/, 07J sie sich iH Zn7wnlt 
/licht ebenfalls an den J(onfel'ellzen beteiliflen lL'ollen.3) 

Bei dei' Bccmtn'ol'tltng diesel' .Frage da)'f (lei' nnte/'!Je1ul/lene 
Il'l'twn nicht u;iede'l'holt 1ce1'dell, deI' in Englwzcl passierte, Die 
Tendellz, kosJnopolitische Kollis'ionsllo/'1nen zn schaffen, läßt die 
nationale Antonom.ie jedes Staates lti'lIsichtlich seines matel'idlen 
Pl'ivat/'echtsvöllirl 1l'1/bel'iilll'f)ulId die zu 1;el'eiu!Ja/'('IUlcn KoUisio7ls-

1) Auch Brocher "eQlUS de droit international prive suivant les 
principes consacres par le droit positif fran~ais" II p, 428 ist dieser 
Ansicht, wenn er ausführt: "Il ne faut pas se le dissimuler: les ante­
cedents historiques et la position actuelle de certains Etats s'opposeront 
longtemps encore a ce que l'unite se fasse d'une maniere plus ou 
moins absolue; c'est un but qu'il faut se proposer d'atteindre san s 
y met t re t r 0 pd' im pa ti e nc e." 

2) Zweifellos besteht in neuerer Zeit ein gewisser internationaler 
Zug auch in England, der sehr erfreulich ist, So hat z, B, G, G, Phi11imore 
sich im "Journal of the Society of comparative legislation" 1904 dafür 
ausgesprochen, daß England sich an den internationalen Verband des 
Eisenbahnfrachtrechts anschließen sollte, 

3) Ich verweise hier auch auf die Ausführung von Simeon E, 
Baldwin in der Abhandlung: "Recent progress towards agreement on 
rules to prevent a conflict of laws" in "Harvard Law Review" April 
1904 p, 404, 



- 39 -

normen setzen ,ja gerade ein dive1'gentes materielles P/'ivat1'echt VOI'­

allS, TVenn also England 'im Jahre 1893 (he Beteiliglmg an den 
Haage'/' Iioll.j'e/'enzen mü Rücksicht anf die besondere Natw' des 
PI/gUschen Pl'ivab'echts abgelehnt hat; so '/Val' dies, wie mir scheint, 
die Fol[/e eines Irrtums iibe1' die Auf.qabe '/I,nd Tendenzen der e/'-
1ciilm teu ](011 fe1'enzen,l) 

Mit cl,,}' geschüderten AHtfassung stimmt au.ch, daß Lord G'l'an­

'dlle auf das j.\l[emo1'((udu:n/. des ital'ienischen Ministers Mancini 
(von 1881) el'läii1·t lwttp:, es könnten gegebenen Falles Gegenstand der 
TTe1'ständiguny folge1/de l11ateTien bilden: d,te Nationalität, gemischte 
Ehen, Domü.il, Erb1'echt, d1'oit d'aubaille sou:ip: d'te Exek1dion fl'r:lIuJer 
Urteile (.701(.1'1/al du, d1'oit int. XIII, 1886 p. 46). 

VI. TVeiteJ' ist absolut notl/:endi[/, daß in allen Staaten we­
lligsten.'? an den g1'öße1'en Uuive1'sitiltell das iu te"/'1wUonale P1"ivaf­
recht al.e;; €'iu selbstiind'i.qe/' Rechtsz'u;eig 'III,etllOdisch gelehrt und gelerl/t 
'lcel'de. Es sind mü a'lIdern TYo1'tpn dafii1' eigene Lelu'sWhle zn er­
'I'ichtrll, und Me}' könnte Amerika mit Neinen g1'oß(f1'figen Gönnern 
dpl' Ulliversitliien vielen Staafrl/ E111'opas v01'anlelichten.2) 

Daneben muli lIafuJ'gellliiß auch deI' 'l!r/'yle-ichenden Rechts­
wissrJ/schaft 3) an ({rll ullrl,'rj',~itäten 7)('!w'Iule1'C Bracldung geschenkt 
u;el'den, 

VII, Es ist auch praktisch, u:eJ/./I in den Iwnpt.'1lichliclll'den 
Staaten besondel'e pl'i1:ate odel' ((mtliche IlommisstOIlP.ll gebüdet werden, 
welchel/ die Aufgabe zufällt, die Matel"ie des intel'llationalen Privat­
rechts besonders zn studieI'PIl, Vm'scltWge Z1U' gesetzlichen Ol'dml,ulI 
lind ZI/1' Abf'as.'mny VOll Staafsve'}'t1'ligen zu machen. 

In diesem Sinne unude 'in Frankreich, Niederlanden, in Belgien 
Itnd R'lIlllmul 'vol'gegallgw. Dabei ließen s'ich diese Staaten 'Don dern 
Gpiste der Haagel' J(onfe1'rl/zen inspiriel'en. 

VIII. Besol/(le1's dringlich ist es auch, daß in ,jede1n Staatr; 
mntl'ich 1tnfe1'l/altene Bechtsstationen (tu fgerichtet werden, die sicheTe 

1) Es ist zutreffend, wenn Staatsrat Assel' an der ersten Staaten­
konferenz (12. September 1893) folgendes ausführte (Actes de la Con­
ference de la Haye 1893 p, 26): "Nous respecterons la souverainete et 
l'autonomie des Etats. Nous n'aspirons pas a l'unification generale du 
droit prive. Au contraire, c'est precisement la diversite des lois 
nationales qui fait sentir la necessite d'une solution uniforme des 
conftits internationaux, 

Le programme de cette Confcl'ence est done, en lui meme, nn 
eclatant hommage a l'autonomie nationale." 

2) Auf diese Notwendigkeit habe ich oft und viel hingewiesen. 
Dies geschah schon in meiner Schrift: "Die internationalen Unionen 
über das Recht der Weltverkehrsanstalten und des geistigen Eigen­
tums" (Leipzig 1889) S, 77, 

3) Ich darf hier wohl auf meine Schrift hinweisen betitelt: 
"Institutionen der vergleichenden Rechtswissenschaft", Ein Grundriß. 
(Stuttgart '1898). Ich habe dort die Materialien zusammengestellt. 
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AU.'Ik1tnft übm' das bestellende P1,ivatrecht zu Händen aus'lcä1,tigel' 
Gerichte zu erteilen hätten, Pm'teien, Advokaten 'tl,nd Richter be­
finden sich lIäu,fig in de1' peinlichsten Lage, 1ceil sie nicllt wissen 
wie und wo sie di-ese Au.,r;kunft m'Zangen können, - speziell gilt dies 
au.ch von dem im englisch - amerikanischen Reclltskreise geltenden 
Rechte, Indem ich dies sage, muß ich i11Wte1'hin anel'kennen, daß die 
A1r~epican Academy of political aml socüll science hin,;;iclltlich der 
Verlweitung der Kenntnis answiirti,qen Rechts Vcrdienste allfzu­
'weisen 1Iat, 

Dar übe l' 1n ii .'I .'I e n 1C i l' a II e voll k 0 11& 111- e n i 1n k 1 a l' e n 
.'I ein: das i n t e l' n a t ion ale Leb e n b e f i n d e t s ich 1i e l' -
111, Ö 9 e des lei c h t e n Ve l' k e h l' .'I von S t a atz n S t a a t ~t n d 
von We 1 t t eil z n We 1 t t eil i n ein e m s t e t e n 1( n cl l' U. h 1n -

1) 0 II e n FOT t sc h l' i t t e, Diesem Laufe der Dinge 1n-uß sich alich 
die Rechtswissenschaft und Gesetzgebun,q parallel anschmiegen. 
DieseT moderne ZlI,g ist e.'l, dem die Haagel' Iionfel'enzen ihre Ent­
.'Itelt1t7lg vel'danken, Die niedm'Zändisclle Regierung und dm' PI'01ll0tm' 
dieser Idee, Elerl' Staatsrat und llIinister Assel' im Haa.q, sind im Grunde 
gen01nmen die Herolde, welche elen BediiTfnissen der ,juristischen Neu­
zeit zum A1Isd'l'1tCk verholfen haben, Und da 8 i 'in Ha a 9 b e -
gon n e 11. e JiVe l' k k a n n , 10 e 11. n cl i e V ö l k e l' d e 11. 9 n t e n 
liTT i II e n z e i 9 e 11 , ,q a l' l e 'i e h t Z !I 'in A 11 S 9 a n g s p 11 n lc tee i 11 e I' 

11: ich ti,q e n Re c 11. t sen t 11: i c lc l U 11!/ 1(; e l' cl e n. Nichts ist so 

lelal' als dieses: 1cahTl/aft .'Il'oß, bede1dsmn und lOil'll."m'in kaml das 
internationale Privatrecht 111/1' dann werden, "lCenn die von ihm auf­
,gestellten Regeln auf de1' ganzen Welt gleichmäßig anerkannt werden, 
Daz'/{ bedarf es nebe'n dei' Begeistel'lIllg. fÜI' die Gerechtigkeit 
met7wdisellel' AI'beit, gl'ündlicher Studien, kontin-u,ierlicher Belehrung, 
Wenn ich nun bedenke, daß schon hii11fig die Wel/(l1Is,~tellungen a'llch 
der J1wispl'lUlenz neue Impulse verliehen haben, ,'10 wage ich ,m 
hoffen, daß die Geschichte f'.iwdells von deljelliyen 'in St, Louis 'Ve/'­

',iinden l/Iiige: 
Das internationale Privatrecht hat in St. L01l'is eine neue 

Beleb1ln.q u.nd Befruchtung erlw7te1/, indem hiel' auf die Jo.lot­
wend'igkeit Mn,qewiesen 'Icorden ist, elaß alle Staaten 1/1u1 

speziell auch de?' engliscl!-allwl'ikaniscl!e Rechtskreis sich 
hinsichtlich der Kollision,mO/'men allf Gl'und deI' Haagei' 
Konferenzen den ew'opäischen anniiheJ'n mÜssen und daß 
die.se Lehre n1ll' dann ernsthaft ,gedeihen könne, '11'e.1l1l sie 
yetl'agen lI:erele 'Von dem Geiste du UnivCI'.mlüät, 

Die se 'I' Gei s t des Uni 'v e I' s a li s 'In 11 ,,? 11/. 1/ ß -und damit 
schließe ich - in Z1tk1/lIft ii1Jendl SOTg fültig gepflegt 
-w e 'j' cl e n. Da 11 n wird die TVissensclw!'t iles inte1'lwtionalell PI'ivat­
rechts 'Und das interllationale Leben große Fol't.'?cllrttte machen, 
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